PkUTUS 


Kritiſche Jeitſchrift für Rofkswirtfchaft und Finanzwefen 


Madjdruck verboten 


| 


Man abonniert beim 
Buchhandel, bei der Poſt und | 


| 
| Berlin, den 15. September 1915. 


direkt beim Verlage 
für 4,50 Mik. vierteljährlich. 


Zollſtreit. 


Ein angebliches handelspolitiſches Dokument 
macht augenblicklich die Runde durch die 
Zeitungen. In der Welt am Montag hat 
Helmuth von Gerlach den Brief eines Verbandes 
der weiterverarbeitenden Induſtrie veröffentlicht, 
in dem die Mitglieder des betreffenden Induſtrie⸗ 
zweiges aufgefordert werden, bei den maß⸗ 
gebenden Reichsſtellen gegen einen Beſchluß zu 
zu proteſtieren, der im Kriegsausſchuß der 
deutſchen Induſtrie am 30. Juli zuſtande ge⸗ 
kommen ſein ſoll. Es drehte ſich da um die 
Neuordnung unſerer handelspolitiſchen Ver⸗ 
hältniſſe zu Frankreich und Rußland beim 
Friedensſchluß. Zu dieſem Thema ſeien unter 
anderem als Forderung aufgeſtellt worden: die 
Erhöhung verſchiedener landwirtſchaftlicher Zölle, 
die Einſchränkung der Meiſtbegünſtigungsklauſel 
und die Feſtlegung einer gegenſeitigen deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Vorzugsbehandlung durch Er⸗ 
klärung einer größeren Anzahl der gegenwärtigen 
beiderſeitigen Vertragszölle als Vorzugszölle 
und Erhöhung dieſer Vertragszölle gegenüber 
allen anderen Staaten. Im Anſchluß an die 
Veröffentlichung dieſes Schreibens erhebt ſchon 
der Entdecker den Vorwurf, der Kriegsausſchuß 
und die angeblich dabei mitwirkenden Verbände 
hätten durch ihre Vorſchläge an die Regierung 
den Burgfrieden gebrochen, und fordert zu 
energiſchem Vorgehen der Konſumentenverbände, 
der Arbeiterorganiſationen und der Organi- 
ſationen der Angeſtellten auf. 

Die letzte Aufforderung iſt nur zu unter⸗ 
ſchreiben. Ja, man müßte eigentlich normaler⸗ 


weiſe annehmen, daß die Reichsregierung, bevor 
ſie auf Grund derartiger Vorſchläge einſeitiger 
Intereſſengruppen beſtimmte Pläne vorbereitet, 
entweder neben dem wirtſchaftlichen Ausſchuß 
noch Vertreter der Koſumenten und der Ange⸗ 
ſtellten und Arbeiter hören oder ſich (was über⸗ 
haupt jchon lange notwendig geweſen wäre) 
entſchließen wird, Vertreter dieſer Gruppen 
(ebenſo wie Vertreter der Preſſe) dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Ausſchuß anzugliedern. Aber gerade 
deshalb kann ich beim beſten Willen nicht an⸗ 
erkennen, daß hier irgendwie ein Bruch des 
Burgfriedens vorliegt. Man hüte ſich doch, 
dieſen Begriff noch weiter auszulegen, als er 
ohnehin ſchon behördlich bei uns ausgelegt wird. 
Wir werden den Burgfrieden halten müſſen, 
ſo lange, wie wir im Kampf ſtehen. Ja, gerade 
wenn die Friedensverhandlungen beginnen, wird 
die Selbſtzucht uns hindern, unſere Meinung 
immer ſo laut und ſo deutlich zu ſagen, daß 
der Feind ſie hören und daß ſie dem Feinde 
nutzen kann. Auf der anderen Seite aber müſſen, 
wenn wir in Friedensverhandlungen eintreten, 
unſere Behörden genau wiſſen, was ſie wollen. 
Gerade in wirtſchaftlicher Hinſicht müſſen die 
Wünſche aller Intereſſengruppen der Regierung 
vorgetragen ſein. Weshalb da die wirtſchaftlichen 
Unternehmerverbände ſich behindert fühlen 
ſollten, ihrerſeits die ſie gutdünkenden Vorſchläge 
zu machen, kann ich nicht verſtehen. Das iſt 
einmal ihr gutes Recht in ihrer Eigenſchaft 
als Intereſſenverbände, dann aber meines 
Erachtens ſogar ihre ſtaatsbürgerliche Ber: 


pflichtung. Wenn die doch wichtige mirt- 
ſchaftliche Intereſſen vertretenden Organiſationen 
anderer Art bisher geſchwiegen haben, ſo ſollen 
ſie denen, die redeten, nicht Bruch des Burg⸗ 
friedens vorwerfen, ſondern ihrerſeits ſo ſchnell 
wie möglich das lange genug Verſäumte nach⸗ 
holen. Der Burgfrieden kann immer nur die 
öffentliche Betätigung irgend welcher Art ver⸗ 
bieten. Aber zu den vom Staat dafür einge- 
richteten Stellen zu ſprechen, kann niemals Bruch 
des Burgfriedens ſein. Jeder hat die Meinungen 
vorzubringen, die er für richtig hält, und es iſt 
hinterher Aufgabe der Staatsbehörden, aus der 
Fülle der von Einzelintereſſen geſpeiſten Einzel⸗ 
meinungen ſich ihre Aufgabe zu formen. 
Dieſes ſogenannte Dokument iſt nun aber 
durchaus nicht etwa eine objektive Beweisur⸗ 
kunde, wie ich — im Gegenſatz zu dem mir 
perſönlich freundſchaftlich nahe ſtehenden Herrn 
von Gerlach — feſtſtellen möchte. Die Entrüſtung, 
die das Schreiben der ungenannten Vereinigung 
durchzittert und die von der Preſſe ohne weiteres 
übernommen worden iſt, erklärt ſich natürlich 
dadurch, daß vermutlich dieſe Vereinigung ganz 
beſtimmte Spezialintereſſen vertritt, die durch 
die erwähnten Vorſchläge beſonders ſcharf ge— 
troffen werden. Ob dieſe Sonderintereſſen nun 
gerade mit den Geſamtintereſſen des deutſchen 
Volkes zuſammenfallen, wie es ja beinahe den 
Anſchein haben könnte, ſteht für mich noch 
völlig dahin. Gegen die ethiſche Entrüſtung 
von wirtſchaftlichen Intereſſenten bin ich von 
jeher ſehr mißtrauiſch geweſen. Man ſoll in 
den Fällen, wo einem ſolche Entrüſtung 
agitatoriſch ſehr in den Kram paßt, recht 
vorſichtig ſein, denn es wird eine Menge 
ſolcher ethiſchen Entrüſtungen geben, die 
man ſpäter wird bekämpfen müſſen. So 
z. B., wenn bei den unausbleiblichen Monopol⸗ 
vorſchlägen der Zukunſt die betroffenen Ge- 
werbezweige wie ein Mann aufſtehen und den 
Nachweis führen werden, daß das Deutſche 
Reich und der Deutſche Kaiſerthron ins Wanken 
geraten, wenn man ſie nicht — anſtändig abfindet. 
Wie die Beſchlüſſe des Kriegsausſchuſſes der 
deutſchen Induſtrie wirklich lauten, habe ich 
leider bis heute nicht in Erfahrung bringen 
können. Aber ich möchte doch ſchon jetzt darauf 
aufmerkſam machen, daß ſie — ich will nicht 
ſagen parteiiſch, aber doch mindeſtens — un⸗ 
vollſtändig wiedergegeben ſind, wie aus den 
Worten „unter anderem“ deutlich hervorgeht. 
Ich möchte ferner darauf hinweiſen, daß nach 
der Angabe in dem oben erwähnten Rund⸗ 
ſchreiben vor dem Beſchluſſe des Kriegsausſchuſſes 
der deutſchen Induſtrie Vertreter des Zentral⸗ 
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verbandes deutſcher Induſtrieller, des Bundes 
der Induſtriellen, des Bundes der Landwirte, 
der chriſtlichen Bauernvereine und des deutſchen 
Bauernbundes gehört worden ſind. Gewiß hier 
handelt es ſich um reine Intereſſenverbände der 
Produzenten. Aber man kann wirklich nicht 
behaupten, daß der Bund der Landwirte die 
gleiche Agrarpolitik vertritt, wie der deutſche 
Bauernbund, ebenſowenig wie, daß die gleichen 
wirtſchaftlichen Intereſſen im Zentralverband 
deutſcher Induſtriellen einerſeits und im Bund 
der Induſtriellen andererſeits vertreten ſind. 
Der Bund der Induſtriellen umfaßt z. B. einen 
großen Teil der deutſchen Textilinduſtrie, die 
auf den Export angewieſen iſt und deren Ver⸗ 
treter ſich innerhalb dieſes Bundes durchaus 
nicht mundtot machen laſſen. Es ſcheint mir 
deshalb im allergrößten Maße unwahrſcheinlich, 
etwa anzunehmen, daß hier nun eine hochſchutz⸗ 
zöllneriſcheceheimbündelei beſchworen worden iſt. 

Die Kritik, die in der Preſſe ſich gegen die 
beiden erſten Punkte des Rundſchreibens, die 
Erhöhung verſchiedener landwirtſchaftlicher Zölle 
und die Einſchränkung der Meiſtbegünſtigungs⸗ 
klauſel, geltend macht, gebärdet ſich ſo, als ob 
nun etwa gegenüber der ganzen Welt dieſe 
Forderung aufgeſtellt ſei. Dabei wird aber 
überſehen, daß in dem Rundſchreiben ſelbſt ja 
nur davon die Rede iſt, daß in der betreffenden 
Beratung die „Neuordnung unſerer handels— 
politiſchen Verhältniſſe zu Frankreich und Ruß⸗ 
land bei Friedensſchluß“ zur Debatte ſtanden. 
Infolgedeſſen kann ſich doch ganz logiſch nur 
gegen dieſe beiden Länder die vorgeſchlagene 
Maßnahme richten. Dieſe Maßnahmen ent⸗ 
behren mithin jeder prinzipiellen Bedeutung. 
Bleiben wir einmal zunächft bei der Meiſt⸗ 
begünſtigungsklauſel. Die Meiſtbegünſtigung 
wird jetzt plötzlich als rocher de bronce der 
Freihandelspolitik propagiert. Beſonders der 
„Vorwärts“ ſcheint dieſe Klauſel als eine 
Allerweltsmoͤdizin anzuſehen Dieſes Blatt, 
deſſen luſtiger Inhalt es aber immer noch als 
das bei weitem beſte Witzblatt der bürgerlichen 
Geſellſchaft erſcheinen läßt, hat ſich eine populäre 
Lesart von der Wirkung der Meiſtbegünſtigungs⸗ 
klauſel zurechtgelegt. Es erklärt ſeinen Leſern, 
was ein autonomer Zolltarif iſt, und ſagt dann, 
daß die Meiſtbegünſtigungsklauſeln dazu dienen, 
die Zollermäßigungen, die vertragsmäßig nur 
zwiſchen zwei Staaten ausbedungen werden, 
zu verallgemeinern. Es vergißt nur hinzu⸗ 
zufügen, daß gerade mit Rückſicht auf die 
Meiſtbegünſtigung die tariflichen oder vertrag⸗ 
lichen Bindungen der Zollſätze nach unten von 
vornherein ſchon fv feſtgeſetzt werden, daß da- 


durch mit der Meiſtbegünſtigung febr oft höhere. 


Zölle herauskommen, als fie — wenigſtens mit 
dem einen oder anderen Staate — ſonſt feſt⸗ 
gelegt werden würden. Weshalb ſoll man 
aber auch, wenn man über handelspolitiſche 
Dinge ſchreibt, davon etwas verſtehen! Ich 
will aber einmal ganz davon abſehen, daß die 
Wirkung der Meiſtbegünſtigungsklauſel vielfach 
ſehr überſchätzt wird. Darüber, daß unſer 
Meiſtbegünſtigungsverhältnis zu Frankreich vom 
ſchwerſten Uebel iſt, ſind ſich die wirtſchaftlich 
Einſichtigen aus allen Parteilagern ſchon lange 
einig geweſen. Es iſt allerdings richtig, wie 
Herr von Gerlach ſagt, daß Bismarck im Jahre 
1871 die Meiſtbegünſtigungsklauſel ſo ſehr im 
deutſchen Intereſſe zu liegen ſchien, „daß er 
darauf beſtand, ſie dem Frankfurter Friedens⸗ 
vertrage einzuverleiben.“ Aber Bismarck be 
ging einen ſeiner größten wirtſchaftspolitiſchen 
Fehler mit der Einfügung dieſer Klauſel in den 
Frankfurter Friedensvertrag. Der damals herr⸗ 
ſchende deutſche Liberalismus alten Schlages 
war berauſcht von der Meiſtbegünſtigungsidee. 
Aber es wurdeüberſehen, daß Meiſtbegünſtigungs⸗ 
klauſeln zwar ſehr ſchön als Anhängſel zu lang⸗ 
friſtigen Tarifverträgen ſind, daß ſie jedoch 
höchſt gefährlich ohne dieſe Verträge ſein können. 
Bismarcks Idee war, Frankreich durch die 
Meiſtbegünſtigung dauernd an Deutſchland zu 
ketten und es womöglich von ihm abhängig zu 
halten. In Wirklichkeit iſt durch die Meiſt⸗ 
begünſtigungsklauſel Deutſchland zum wirtſchafts⸗ 
politiſchen Heloten von Frankreich gemacht 
worden. Frankreich hat ein ſcharfes Schutz⸗ 
zollſyſtem befolgt, nur wenig Handelsverträge 
geichloffen und dieſe Handelsverträge wohl⸗ 
weislich noch ſo eingerichtet, daß für Deutſch⸗ 
land in Betracht kommende Waren dadurch 
nicht allzu ſehr gefördert wurden. Es hat uns 
außerdem namentlich im letzten Jahrzehnt tarif⸗ 
lich und auch in Bezug auf die Grenzbehandlung 
beſonders ſchlecht fahren laſſen. Im Gegenſatz 
dazu hat Deutſchland ein die ganze Welt um⸗ 
ſpannendes Netz von Handelsverträgen ge⸗ 
ſchaffen. Und an all den weſentlichen Ver⸗ 
günſtigungen hat Frankreich mit reichem Export 
teilnehmen können. Wir haben mithin ſchweren 
Nachteil gehabt, Frankreich aber den Vorteil. 
Wenn man überhaupt von einer angenehmen 
Begleiterſcheinung dieſes Krieges reden darf, ſo 
iſt es ſicher die, daß wir endlich einmal den 
handelspolitiſchen Ballaſt des Frankfurter 
Friedensvertrages losgeworden ſind. Daß man 
die Dummheit von 1871 jetzt nicht wieder 
machen will, iſt höchſt erfreulich. Ein noch 
ſchlimmeres Beiſpiel als Frankreich für die 
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Wirkung ſolcher Meiſtbegünſtigungsklauſeln 
ohne Tarifverträge zeigt ja unſer Verhältnis 
zu den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
über die ſich die Redakteure des „Vorwärts“ 
reiche Belehrung aus dem treffenden Buch ihres 
Parteigenoſſen May Schippel holen können, das 
heute noch genau ſo aktuell iſt, wie an dem 
Tage, da es erſchien. 

Wie ſteht es nun eigentlich mit der Erhöhung 
der landwirtſchaftlichen Zölle? Ich habe eigent⸗ 
lich geglaubt, daß der Begriff des landwirtſchaft⸗ 
lichen Zolls und auch der Vorſchlag zu ſeiner Er⸗ 
höhung in den politiſchen links ſtehenden Kreiſen 
nach den Erfahrungen, die wir gemacht haben, 
nicht mehr das alte Grauſen würde auslöſen 
können. Es mag beſſere Mittel zum Schutz der 
landwirtſchaftlichen Produktion geben als den 
Getreidezoll. Ich bin der letzte, der mit ſich 
darüber nicht reden ließe. Aber wir können 
nun doch wirklich nicht mehr die Stärkung der 
landwirtſchaftlichen Erzeugung gegen die 
Konkurrenz des Auslandes als Vaterlands⸗ 
verrat, Wucher und Ausbeutung anſehen, 
nachdem wir der Kraft unſerer landwirt⸗ 
ſchaftlichen Produktion in allererſter Linie die 
Möglichkeit verdanken, dieſen Krieg ſo lange 
und mit ſo großer Zuverſicht zu führen. Aber 
vor allem liegt in dieſem Falle zu allgemeinen 
Erwägungen aus mehreren Gründen gar kein 
Anlaß vor. Es handelt ſich dabei einzig und 
allein um die Regelung unſeres wirtſchaftlichen 
Verhältniſſes zu Rußland beim Friedensſchluß. 
Rußland iſt Getreideausfuhrland. Infolgedeſſen 
ift die ſtärkſte Waffe, die wir gegen Rußland 
haben, der Zoll auf landwirtſchaftliche Er⸗ 
zeugniſſe. Daß z. B. beim Bund der Induſtriellen 
der Wunſch beſtehen folte, auf die Dauer nicht 
nach Rußland auszuführen, glaube ich kaum. 
Ich neige vielmehr eher der Anſicht zu, daß 
viele Induſtriellen in Deutſchland ſich einen 
für unſere Ausfuhr beſonders günſtigen 
Handesvertrag mit Rußland erträumen. Aber 
ich habe bisher noch nie gehört, daß günſtige 
Handelsverträge anders zuſtande kommen, als 
dadurch, daß man die Vorteile, die man ge⸗ 
währt, ſich abkaufen läßt. Wenn wir Kom⸗ 
penſationszölle zum Handel gegen Rußland 
haben wollen, ſo müſſen es in allererſter Linie 
landwirtſchaftliche Zölle ſein. Und ich würde 
es durchaus berechtigt finden, wenn man be⸗ 
abſichtigen ſollte, in die Verhandlungen mit 
Rußland keinesfalls mit den augenblicklich 
geltenden Zöllen einzutreten. 

Ein ſehr heikles Thema iſt die Frage der 
Zollverhandlungen mit Oeſterreich = Ungarn. 
Man fann leider im gegenmärtigen Augenblick 


nicht alles jagen, was nach diefer Richtung hin 
geſagt werden müßte. Das wäre nicht ſo 
ſchlimm, wenn man den Eindruck hätte, daß 
in Beziehung auf die Regelung der handels- 
politiſchen Verhältniſſe zwiſchen Deutſchland 
und Oeſterreich⸗Ungarn von den berufenen Per- 
ſönlichkeiten alles getan wird, was getan ſein 
müßte, wenn ſich die Verbündeten mit ihren 
Gegnern zu den Friedensverhandlungen nieder- 
ſetzen. Aber leider ſcheint gerade in Bezug 
auf dieſe, vielleicht augenblicklich wichtigſte 
Frage, eine Unentſchloſſenheit zu beſtehen, die 
noch ſehr üble Folgen zeitigen kann. Daß eine 
Einigung zwiſchen beiden Staaten erfolgen 
muß, geht ſchon aus der Erwägung hervor, 
daß ja doch unmöglich Oeſterreich⸗-Ungarn und 
Deutſchland getrennt in Friedensverhandlungen 
eintreten können und daß es ferner ebenſo 
unmöglich iſt, etwa die politiſchen und die 
wirtſchaftllchen Friedensverhandlungen geſondert 
zu führen. Dazu kommt weiter, daß vermut⸗ 
lich auch die wirtſchaftliche Spannung, die 
zwiſchen den Zentralmächten und ihren Feinden 
beſteht, nicht ſofort weichen wird. Sowohl 
Oeſterreich⸗Ungarn als auch Deutſchland werden 
daher in der erſten Zeit nach dem Krieg keinen 
allzu leichten Stand haben. Sollen ſie da vielleicht 
bei den Handelsvertragsverhandlungen auch noch 
untereinander hadern? Es iſt oft geſagt worden, 
daß die weltpolitiſche Idee dieſes Krieges, die ſich 
aus dem Gang der Ereigniſſe geformt hat, der 
Handelsweg von der Nordſee über Deutſchland, 
Oeſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und die Türkei 
zum Perſiſchen Golf iſt. Ich ſehe von dem rein 
politiſchen Ideengehalt ab, der ſich dadurch für 
eine Einigung Oeſterreich-Ungarns und Deutſch⸗ 
lands aufdrängt. Aber rein wirtſchaftlich bedeutet 
dieſer Handelsweg eine Neuorientierung unſerer 
Handelspolitik auf kontinentaler Baſis. Wir 
müſſen, wie die Dinge nun einmal liegen, immer 
mit der Gefährdung unſeres überſeeiſchen Abſatzes 
rechnen. Wir müſſen daher unſeren Export um⸗ 
dirigieren. Aber wir müſſen andererſeits gerade 
nach den Lehren dieſes Krieges damit rechnen, 
uns die Ernährung unſeres Volkes ſowohl im 
Falle von Frieden als auch im Falle von Zoll⸗ 
kämpfen dadurch ſicherer zu ſtellen, daß wir mehr 
landwirtſchaftliche Produktionsländer in engere 
Beziehung zu uns bringen, als das bisher der 
Fall war. Das muß unter allen Umſtänden 
der leitende Grundgedanke ſein. Ich möchte 
mich für heute nicht auf eine Erörterung der 
Frage einlaſſen, wie die erſte Etappe zu dieſer 
Neuorientierung, nämlich der Zuſammenſchluß 
mit Oeſterreich⸗Ungarn in allen Einzelheiten aus- 
geſtaltet werden ſoll. Aber der Gedanke muß 
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mit eiſernem Willen verfolgt werden. Gelingt 
es, die genügende landwirtſchaftliche Produktion 
in dieſem vergrößerten Zollgebiet zu ſichern, ſo 
ſpielt die Erhöhung des einen oder anderen 
landwirtſchaftlichen Zolles nach außen hin gar 
keine Rolle mehr. Dagegen würde allerdings 
mit Recht eine Gefahr darin geſehen werden 
können, wenn man etwa eine Bindung mit 
Oeſterreich und Ungarn in der Weiſe herbei⸗ 
führen wollte, daß man etwa die jetzigen Ver⸗ 
tragszölle zwiſchen beiden Ländern für Vorzugs⸗ 
zölle erklären und nun ohne Wahl dieſe Vertrags⸗ 
zölle gegenüber allen anderen Ländern erhöhen 
wollte. Das aber will, ſelbſt nach den Angaben 
des oben zitierten Briefes, der Kriegsausſchuß 
der deutſchen Induſtrie nicht. Er will das viel⸗ 
mehr nur für eine größere Anzahl dieſer Zölle. 
Das klingt recht verdächtig, kann auch wirklich 
gefährlich ſein. Aber bevor man nicht weiß um 
welche Zölle es ſich handelt, kann man natürlich 
über dieſen Einzelplan ein genaues Urteil nicht 
abgeben. 

Ich halte nun überhaupt dieſe Löſung des 
öſterreich-ungariſchen⸗deutſchen Handelsproblems, 
wie ſie der Kriegsausſchuß angeblich vorgeſchlagen 
hat, für wenig glücklich. Es muß da ein feſtes 
und geregeltes Verhältnis geſchaffen werden, 
enger als es durch das Zuſagen von Vorzugs⸗ 
zöllen möglich iſt. Ich kenne die Hinderniſſe — 
die offenen und die geheimen — die ſolcher 
Regelung noch entgegenſtehen. Aber ſie ſind zu 
beſiegen, einfach weil ſie beſiegt werden müſſen. 
Wenn zu den Einwendungen gegen ſolche Pläne 
neuerdings auch noch der gekommen iſt, daß 
dieſer engere Zuſammenſchluß zu Abwehrbünden 
des Vierverbandes führen müſſe, ſo überſehen 
diejenigen, die ſolches einwenden, daß wir nach 
unſerer militäriſchen Lage hoffen dürfen, unſere 
Friedensbedingungen zu diktieren und daß uns 
nach dem Frieden aller Wahrſcheinlichkeit nach 
die Mächte des Vierverbandes doch nicht weiter 
geſchloſſen gegenüberſtehen werden. Außerdem 
aber hat wohl bei uns niemand die Abſicht, die 
uns jetzt feindlichen Staaten dauernd mit für ſie 
ſchlechten Verträgen zu belaſten. Denn ſo viel 
Kaufleute ſind wir auch, um zu wiſſen, daß 
wirklich gute Geſchäfte nur ſolche ſind, bei denen 
beide Teile ihren Nutzen finden. Es kommt nur 
darauf an, uns ſo gut wie möglich zu rüſten, 
um nun auch wirklich auch einmal Handels- 
verträge herauszubekommen, die auf der einen 
Seite unſerer Induſtrie möglichſt große Vorteile 
bringen, auf der anderen Seite aber auch 
Deutſchlands Ernährung unter allen Umſtänden 
ſicher ſtellen. 
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Grey contra Grey. 


Von Myſon. 


Sir Edward Greys Ausführungen gegen die Rede 
des Reichskanzlers verfolgen den Zweck, der Welt es 
einzureden, als ſei es Deutſchland geweſen, das dieſen 
Weltkrieg aus Herrſchſucht begonnen habe und daß es 
nur mit einem Frieden ihn ſchließen wolle, der ihm die 
Oberherrſchaft in ganz Europa ſichere. Man wird dem 
engliſchen Staatsmann auf ſeine Anſchuldigungen nicht 
beſſer antworten können, als wenn man an der Hand 
des engliſchen Blaubuchs ihm ſeine Irrtümer nachweiſt. 
So viele direkte Fälſchungen dieſes Buch auch aufzu- 
weiſen hat, mitunter haben ſeine Zuſammenſteller doch 
höchſt gefährliche Depeſchen und Noten in ihm ſtehen 
laſſen. Nun, wenn es heißt, daß manchmal der Vater 
Homer ſogar ſchläft, warum ſollten es engliſche Staats- 
männer bei ihrer Täuſchungsarbeit nicht tun! 

Die Arſache, die den Krieg unvermeidlich machte, 
war die ruſſiſche Mobiliſierung, wie der Kanzler ſehr 
richtig ausgeführt hat, ohne ſie hätte ſich, falls England 
wirklich bonae voluntatis war, der Friede wahrſchein⸗ 
lich aufrechterhalten laſſen. Daß dem ſo war, wußte 
man nun ſehr genau in London, aber man wußte dort auch 
ebenſo genau, daß Deutſchland durchaus beſtrebt war, 
den Frieden aufrechtzuerhalten. Letzteres geht daraus 
hervor, daß am 25. Juli der Botſchaftsrat Sir H. Rum- 
bold an Sir E. Grey depeſchierte (Blaubuch Nr. 18): 
Herr von Jagow hätte ihm mitgeteilt, er habe die 
ruſſiſchen Regierung wiſſen laſſen, ein allgemeiner Krieg 
fei wahrlich das letzte, was Deutſchland wünſche. — 
Noch deutlicher drückte ſich Herr von Bethmann 
ſelbſt im Geſpräch mit Sir E. Goſchen am 28. Juli 
aus (Blb. Nr. 71), er ſagte: „Ein Krieg zwiſchen 
den Großmächten muß vermieden werden.“ Freilich 
hatte ſchon am 27. Juli der Staatsſekretär Sir 
E. Goſchen auf eins aufmerkſam gemacht (Blb. Nr. 43) 
„Wenn Rußland im Norden mobiliſiert, müſſe Deutſch⸗ 
land das gleiche tun, da es ſich gegen einen Aeberfall 
auf jede Weiſe ſichern müſſe.“ In England wußte 
man alfo genau, was die Situation zu einer unhalt- 
baren machen werde, obwohl Deutſchland alles tat, um 
trotz der ruſſiſchen Vorbereitungen ſie nicht zu er⸗ 
ſchweren. Nr. 98 des Blb. gibt darüber Auskunft. 
Sir E. Goſchen teilte nämlich mit, Herr von Jagow 
habe ihm geſagt: „bis auf die Rückberufung beurlaubter 
Offiziere habe die Kaiſerliche Regierung bis jetzt 
keinerlei militäriſche Vorbereitungen getroffen. 
Es würde indeſſen bald etwas geſchehen müſſen, weil 
es ſonſt (für Deutſchland) zu ſpät werden könnte. Wenn 
Deutſchland mobiliſierte, ſei es gezwungen, an drei 
Seiten zu mobiliſieren. Er bedauere dies, da er auch 
wiſſe, daß man in Frankreich nicht den Krieg wünſche, 
aber bei der Lage der Dinge wäre dies eine militäriſche 
Notwendigkeit. 

Aber nicht nur aus dem Munde von deutſchen 
Staatsmännern hatte man in Downing Street es er- 
fahren, wie von Rußlands Mobiliſierung Krieg oder 
Frieden abhinge, und zweimal hat der britiſche Ge⸗ 
ſandte in St. Petersburg, Sir G. Buchanan, das 


gleiche geſagt (Blb. Nr. 8 und 17). Sir G. Buchanan 
erklärt nämlich, er habe Herrn Saſanow darauf auf- 
merkſam gemacht, er möge nicht „den Krieg durch eine 
Mobiliſierung heraufbeſchwören“. Falls nämlich Ruß- 
land ſeine Armee auf den Kriegsfuß brächte, werde 
ſicherlich Deutſchland nicht nur mobilifieren, um Ruß: 
land keine Vorſprungszeit zu geben, ſondern es werde 
wahrſcheinlich gleich den Krieg erklären. 

England, das alſo ſich durchaus darüber im klaren 
ſein mußte, wo die Gefahr lag, tat gar nichts, um ſie 
zu beſeitigen. Hiergegen liegt ein klaſſiſches Zeugnis 
vom 30. Juli aus Petersburg vor, daß ſich Deutſchland 
die redlichſte Mühe gab, es zu tun, der belgiſche Ge⸗ 
ſchäftsträger, Herr de l'Escaille, ſchrieb nämlich 
unter dieſem Datum an Herrn Davignon, den bel- 
giſchen Miniſter des Aeußeren: „Zweifellos hat Oeutſch⸗ 
land hier ſowohl wie in Wien alles verſucht, um den 
allgemeinen Konflikt zu vermeiden.“ (Ce qui est incon- 
testable c'est que l'Allemagne s est efforcèe de trouver 
un moyen quelconque d'éviter un conflit général), 

Man erkannte nun ſchon damals in Petersburg 
und London, wie faul es ſpäter einmal mit der Be- 
gründung des Krieges für den Dreiverband ausſehen 
werde, und ſo erfand man das Märchen, Graf 
Berchtold habe ſich geweigert, direkte Konverſationen 
mit Petersburg zu führen, worüber ſich natürlich in 
Berlin alle Dreiverbandsmächte beſchwerten, welche 
Beſchwerden dem Reichskanzler Anlaß zu dem be⸗ 
kannten Telegramm am 31. Juli nach Wien gaben, von 
dem er erft in feiner letzten Reichstagsrede Mitteilung 
machte. Aber dieſes Telegramm war inſofern über- 
flüſſig, als Graf Berchtold die falſche Vorausſetzung 
zu ihm nachweiſen konnte, er hatte nämlich am 30. Juli 
dem Grafen Szapony, dem k. und k. Votſchafter 
in Petersburg, depeſchiert: „Ich bin ſelbſtverſtändlich 
nach wie vor gern bereit, die einzelnen Punkte unſerer 
an Serbien gerichteten Note durch Euere Exzellenz 
Herrn Saſanow erläutern zu laffen.” 

Als dies „Mißverſtändnis“ behoben war, blieb den 
Dreiverbandsmännern nichts anderes übrig, als Deutſch⸗ 
lands „Kriegsluſt“ die Schuld an dem Weltkrieg zu 
geben. Daß man hierbei in London nicht vor Fäl⸗ 
ſchungen zurückgeſchreckt hat, beweiſt die freche Uende- 
rung eines Telegramms Herrn Vivianis an den 
Botſchafter Cambon in London (Atb, Nr. 105, Bei- 
lage 3); das franzöſiſche Gelbbuch brachte „ungeſchickter⸗ 
weiſe“ ſpäter den richtigen Text und die richtige Da. 
tierung, und man erkannte ſofort, welche Mittel Sir 
E. Grey anwendet, um Deutſchland ins Anrecht zu 
ſetzen. Nachträglich hat man verſucht, durch neue 
Fälſchungen die Sache aus der Welt zu bringen, man 
ſuchte eine Lüge durch eine andere auszugleichen! 

Es muß dabei das Blaubuch ſelbſt zugeben, 
wie man von deutſcher Seite arbeitete, den Frieden zu 
erhalten (Note Sir E. Goſchens Nr. 98); man erfuhr 
in London, wie Deutſchland bei Oeſterreich angefragt 
hatte, ob es eine Vermittlung auf der Baſis anzu- 


nehmen bereit fei, daß die öſterreichiſchen Truppen Bel- 
grad oder einen anderen Platz beſetzten und von dort 
ihre Bedingungen ſtellten? Der Staatsſekretär fügte 
hinzu, wenn Sir E. Grey in Rußland dieſe Baſis als 
akzeptabel durchſetzen könne und es veranlaßte, in der 
Zwiſchenzeit keine als aggreſſiv zu deutenden Schritte 
gegen Oeſterreich zu unternehmen, ſo ſähe er noch eine 
Möglichkeit, den Frieden Europas zu erhalten. 


Sehr recht hat auch Karl Federn (Politik des 
Dreiverbands und der Krieg, München, Georg Müller), 
wenn er folgende kleine, aber ſehr wichtige pſychologiſche 
Indizien für Deutſchlands Friedensliebe und Rußlands 
Kriegswunſch anführt: „Sir E Goſchen berichtete, daß 
er am 29. Juli, als die Ausſichten ſich immer mehr ver— 
düſterten, den deutſchen Staatsſekretär Herr von Jagow 
ſehr niedergeſchlagen fand (Blb. Nr. 76); und am näch— 
ften Tage berichtete Sir G. Buchnnan, daß der deut- 
fhe Botſchafter in Petersburg, Graf Pourtales, „voll 
kommen zuſammenbrach, als er ſah, daß der Krieg un- 
vermeidlich wurde“ (Blb. Nr. 97) Wenn die Männer 
der deutſchen Regierung den Krieg gewünſcht hätten, 
wären ſie ſo unglücklich geweſen, als ſie ihn unvermeidlich 
ſahen? Sie hätten über den Erfolg ihrer Staatskunſt 
jubeln müſſen, wie Herr Saſanow, der biſſig ſagte: „er 
ſei der beſtändigen Mühe, die er ſich gäbe, den 
Krieg zu vermeiden, vollkommen müde“ (Note 
Sir G. Buchanans vom 1. Auguſt 1914, Blb. Nr. 139), 
oder Herr Iswolski, von dem der freudige Ausruf 
berichtet wird: „Das iſt mein Krieg!“ 


Alſo mit Deutſchlands Kriegshetzerei iſt es nichts. 
Aber England ſelbſt war doch friedfertig und hat nur 
von wegen der belgiſchen Neutralität zum Schwert 
gegriffen? Nun, Sir E. Grey ſetzt voraus, daß ſeine 
Landsleute die Berichte der belgiſchen Diplomaten nicht 
kennen, die von der Nordd. Allg. Ztg. veröffentlicht 
wurden, die ſehr klar die engliſche „Friedenspolitik“ als 
eine durchaus auf Vernichtung Deutſchlands aug- 
gehende ſchildern. Wenn man aber in London diefe 
Veröffentlichung nicht kennt, fo erinnert man fich viet 
leicht einer anderen: Aumittellbar vor Kriegsausbruch 
(Juli 1914) ſchrieb der belgiſche Abgeordnete Herr 
Louis de Broufere in der „Neuen Zeit“: „Schon 
wenige Wochen nach den Wahlen (von 1912) gab man 
den dringenden Vorſtellungen Frankreichs, Englands 
und jedenfalls auch Rußlands nach, und Herr de Bro- 
queville brachte einen Geſetzentwurf ein, der die allge- 
meine Wehrpflicht einführte. .. Anſere Feldarmee iſt 
nach dem Befehl der Triple⸗Entente, die ſich zu der 
Beſchützerin unſerer Beſitzungen aufgeworfen hat, auf 
die Stärke von 150 000 Mann gebracht worden ... 
Morgen wird uns vielleicht England, das nur bei ſich 
den Militärdienſt als läſtig anſieht, wieder zur Er⸗ 
füllung unſerer Verpflichtungen auffordern. Wir müſſen 
nach den Befehlen der Triple⸗Entente tanzen, 
tanzen bis zum Tod.“ Das beſagt genug, wie Eng- 
land die belgiſche Neutraliät auffaßte und zu feinen Gun- 
ſten interpretierte. 

So fallen alle Scheingründe Sir E. Greys bei 
näherer Betrachtung in fih ſelbſt zuſammen. Wenn 
er aber die Kriegsziele des Kanzlers mißverſteht, nun 
ſchon der alte Lichtenberg hat geſagt: „Wenn ein Ochs 
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in einen Spiegel hineinblickt, wie kann ein Prophet 
herausſchauen!“ Das Wort iſt zwar ſehr derb, aber 
auch ebenſo wahr. Sir E. Grey hat vielleicht auch ab- 
ſichtlich Herrn von Bethmann mißverſtehen wollen und 
kämpft mit Vorbedacht gegen Windmühlen. Wenn man 
Herrn von Bethmanns Rede mit den Reden der Herren 
Viviani, Saſanow, Goremykin und auch einiger 
Aeußerungen Miſter Asquiths vergleicht, ſo wird 
man unſchwer erkennen, wie gemäßigt im Vergleich zu 
dieſen Männern der Kanzler die Kriegsziele geſchildert 
hat. Freilich, daß Sir E. Greys höchſte Entrüſtung 
die Idee erregte, der Verlierer, falls es der Vierver— 
band ift, müſſe die Koſten tragen, ift begreiflich: Eng- 
land war ſtets vom Stamme „Nimm“. Falls wir aber 
verlieren ſollten, das iſt uns oft genug verſichert worden, 
will man uns bis aufs Weiße zur Ader laſſen! 

Wenn man nun dieſe Auseinanderſetzung Sir E. 
Greys mit dem Reichskanzler betrachtet, wenn man 
hinzunimmt, wie Miſter Asquith verſehentlich ſehr un— 
richtig die engliſch-deutſchen Ententeverhandlungen zu 
ſchildern beliebte, ſo drängt ſich einem ganz unwillkür⸗ 
lich mit zwingender Gewalt ein Gedanke auf. Ohne 
Englands freundwillige Mitwirkung auf feiten des Zwei- 
verbandes wäre es nie zum Krieg gekommen. Daß es 
aber dazu gekommen, ift hauptſächlich das „Verdienſt“ 
der engliſchen Diplomatie und ihres geheimen Intrigen: 
ſpiels. In dieſer Geheimniskrämerei aller diplo- 
matiſchen Verhandlungen liegt nun die Hauptſache die— 
ſes rieſigen Kampfes. Wer glaubt denn ernſthaft, daß, 
wenn der deutſche Reichstag und das engliſche Parla- 
ment von den Freundſchaftsverhandlungen Kunde ge— 
habt hätten, wenn ſie bei ihnen mit hätten reden können, 
ſie vergebliche geweſen ſein würden. Im deutſchen 
Reichstag wie im engliſchen Anterhaus hätten ſich ganz 
gewiß Majoritäten gefunden, die für die letzte Formu- 
lierung des Reichskanzlers fich eingeſetzt hätten, und die eng⸗ 
liſche Regierung wäre dann in der Notlage geweſen, 
fie annehmen zu müſſen, denn in Groß - Britannien 
herrſcht das parlamentariſche Regierungsſyſtem, die 
Diplomatie ift allzulange nur als „geheime Kunſt“ be 
trachtet worden wie etwa ehemals die Alchimie. In 
den Labo atorien hat man damals weder die Gold- 
bereitungskunſt noch den berühmten Stein der Weiſen 
gefunden und ebenſo iſt es den Geheimdiplomaten ge— 
gangen, ihre Weisheit hat nur allzuoft verſagt. In 
dem Zeitalter der Oeffentlichkeit, in dem wir leben, in 
dem jeder Krieg nicht von kleinen Söldnerheeren um 
den Beſitz von einzelnen Landſtrichen geführt wird, 
ſondern in dem die Völker um ihre Exiſtenz mitein- 
ander fechten, kann die alte Methode der Diplomatie 
nicht mehr beibehalten werden, es darf nicht in dem 
Dämmerlicht der Kabinette über Wohl und Wehe von 
Hunderten von Millionen entſchieden werden; dieſe 
Entſcheidung gehört an das helle Sonnenlicht des 
Tages, fie gehört in letzter Linie vor die Volksvertre— 
tungen, vor die Parlamente. Nicht eine privilegierte 
Kaſte iſt zu ihrer ausſchließlichen Führung befugt, fon- 
dern der Wille der Nationen hat das entſcheidende 
Wort über das Geſchick der Nationen zu ſprechen. 
And daß dies Ziel erreicht wird, das iſt eine Frage, 
mit der ſich alle Völter notwendigerweiſe nach dieſem 
Krieg beſchäftigen müſſen. 
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WVatuta oder Jahkungsbilanz? 


Von Dr. J. Guſtav⸗ Berlin. 


Vor dieſe Frage wird ſich — das kann man 
jetzt ſchon mit Sicherheit vorausſagen — Rußland 
nach dem Kriege geſtellt ſehen. Bisher hat Rußland 
dank einer aktiven Handelsbilanz, d. h. einem ſtarken 
Ueberwiegen der Warenausfuhr über die Waren- 
einfuhr, den alljährlichen beträchtlichen Aderlaß wett 
gemacht, den ihm der Zinſendienſt feiner Ausland⸗ 
anleihen auferlegte. Nußland ſtopfte alfo, bis auf 
das Jahr vor dem Kriege, da die Wareneinfuhr 
in beängſtigendem Maße gegen den Vorſprung der 
Ausfuhr aufholte, das Loch ſeines nationalen Geld⸗ 
beutels mit Waren. Mit dieſen Warenlieferungen 
ſtützte es auch ſeine Währung gegen die Anzapfungen, 
die der internationale Zahlungsverkehr immer von 
neuem an das Land richtet. 

Nun betrug die Staatsſchuld Rußlands vor 
dem Krieg noch keine vollen 8800 Mill. Nubel. 
Ein einziges Kriegsjahr ſchlug bereits nahezu 
7 Milliarden dazu; und nach Voranſchlägen des 
Finanzminiſters werden bis zum Ende des laufenden 
Kalenderjahres noch ein Erkleckliches über 4 Milli⸗ 
arden aufzubringen ſein. Zuſammengerechnet er— 
gibt dies die runde Ziffer von 20 Milliarden. (Die 
genauen Zahlen find: 8778 6975 4066 - 19 819 
Millionen.) Rund gerechnet wird Rußland ſich alfo 
nach Konſolidierung der ſchwebenden Schulden auf 
einen Zinſendienſt von etwa einer Williarde gefaßt 
machen, wenn ihm noch vor Jahresſchluß der Friede 
beſchert würde. Ob zwar in dieſer Zahl auch die Inland⸗ 
anleihen enthalten ſind, ſo wirken andrerſeits die meiſt 
im Ausland befindlichen Eiſenbahnanleihen als Kom- 
penſation, da ſie infolge der Staatsgarantie nicht 
nur die Zahlungsbilanz des Reichs belaſten, ſondern 
einen direkt an den Staatsſäckel gelegten Drain 
bilden. Noch nicht abzuſehen iſt die Art der Unter⸗ 
bringung der noch bevorſtehenden Kriegsanleihen, 
allein man wird nicht weit fehlgehen mit der 
Schätzung, daß reichlich / bis ¼ der Geſamtſchuld 
die Geſtalt eines Auslandstributes haben werden. 
Eine etwaige Fehlerquelle dieſer Schätzung wird 
ausgeglichen durch die für auswärtiges Induſtrie⸗ 
kapital ins Ausland wandernden Zinſen und Divi⸗ 
denden. Alfo: rund 750 bis 800 Mill. Gold rubel 
dürften alljährlich aus der ruſſiſchen Volkswirtſchaft 
herausgepumpt werden! Und dieſe Laſt wächſt ſich, 
ganz abgeſehen von einer etwa beim Friedensſchluß 
zu leiſtenden Entſchädigung, ins Ungeheuerliche aus 
durch den Valutaſturz, der noch viele Jahrzehnte 
nach dem Kriege, jedenfalls ganz unabſehbare Zeit, 
nachwirken wird. Der Saugapparat der Auslands- 
verpflichtungen wird mithin je nach internationaler 
Bewertung der ruſſiſchen Inlandswährung (Papier⸗ 
rubel) Jahr für Jahr 1200-1509 Mill. dem Lande 
entziehen. Das aber bedeutet die chroniſche Er- 
ſchöpfung Rußlands. 

Was vorauszuſehen war, zeigt ſich jetzt ſchon 
mit grauſamer Klarheit: daß ein Krieg von dieſen 


Dimenſionen Rußland in den Abgrund des Nuins 
führen mußte, abgeſehen vom Falle eines glänzenden 
Sieges der ruſſiſchen Waffen. Dieſe Brücke iſt wohl 
endgültig zuſammengebrochen. Gibt es noch Wege, 
die aus dieſer Schlucht herausleiten? 

Das Problem zerfällt in zwei Unterfragen: Ein⸗ 
mal — wie iſt dem chroniſchen inneren Bankrott 
zu ſteuern, der in der minderwertigen Papiergeld⸗ 
währung liegt, Handel und Wandel unſicher macht 
und jede Beteiligung an der Weltwirtſchaft mit 
einem abſchreckend ſchweren Riſikokoeffizienten be⸗ 
legt? Zum zweiten — wie iſt der äußere, akute 
Bankrott abzuwenden, d. h. die Zahlungseinſtellung 
der Staatsſchuldzinſen? Beide Fragen hängen aufs 
engſte zuſammen. Und zwar — und dies dürfte 
entſcheidend für die Wahl werden! — dergeſtalt, daß 
die Beſeitigung der Währungskalamität noch lange 
nicht das klaffende Loch der Zahlungsbilanz verſtopft, 
während jede Regulierung der Zahlungsbilanz in 
dem Sinne, daß der unausgeſetzten Kapitalsaus⸗ 
wanderung Einhalt geboten und ſie gar in eine 
aktive Zahlungsbilanz umgewandelt wird, auto⸗ 
matiſch auch die erſchütterte Währung feſtigt. Ueber 
die Wahrheit des letzteren belehrt uns folgende Be⸗ 
trachtung. Nehmen wir an, durch irgendwelche 
günſtige Umftände würde Nußland ein großer Teil 
ſeiner Schuldabgaben an das Ausland abgenommen, 
ſei es nun das Eingreifen einer gütigen Märchen⸗ 
fee oder, was heute nicht minder traumhaft iſt, durch 
Erfüllung des ruſſiſchen Kriegszieles, wonach die 
Deutſchen die Koſten des Kampfes zu erſetzen und 
außerdem einen großen Teil der auswärtigen Schuld 
zu übernehmen gehabt hätten. Es wären dann bloß 
die alten Schuldzinſen von etwa 410 Mill. Rubel be⸗ 
ſtehen geblieben, vielleicht aber gar auf 300 oder 
200 Mill. herabgeſetzt worden. Nefultat: ein ſtark 
anſchwellender Aktivſaldo der Zahlungsbilanz, ein 
Hereinfluten von Kapital in jeder Form, ein ge⸗ 
waltiges Aufblühen der Nationalwirtſchaft und, im 
Anſchluß daran, eine faſt ſelbſttätige Geſundung der 
Währung, für die der feſte Goldgrund ſich raſch 
einſtellen würde. Hunderte von Willionen würden 
alljährlich als befruchtender Strom ins Land fließen, 
neue Arbeitsgelegenheiten ſchaffen, Naturreichtümer 
erſchließen, Volk und Staat ſtrotzende Kraft ein- 
flößen. Ein herrliches Zeitalter bräche an, wobei 
freilich die armen Deutſchen die Rechnung zu be⸗ 
ſtreiten hätten oder die gütige Fee das Gegen⸗ 
gewicht, die Zentnerlaſt der Auslandsſchuld, weg⸗ 
gezaubert haben müßte. Bleibt aber die Magie der 
Fee oder der deutſche Laſttrager aus, dann wäre die 
Wiederherſtellung einer aktiven Zahlungsbilanz nur 
um den Preis unſäglicher Entbehrungen zu er— 
zwingen. Ein maßloſer Steuerdruck müßte der Re- 
gierung die Mittel beſchaffen, um ihren Verpflich⸗ 
tungen gerecht zu werden; ſie ſelbſt müßte ſich 
äußerſte Sparſamkeit auferlegen, auf jede Macht⸗ 


politik verzichten, jeder Entfaltung der ökonomiſchen 
Kräfte entſagen, alle ſozialen Reformen zurüditellen. 
Das Volk würde vor Entkräftung dahinſiechen; 
es würde an Geiſt und Körper darben, der Staat 
kümmern und kranken. Die krampfhafte Anſpannung 
der letzten Kräfte bliebe auf viele Jahrzehnte einzig 
darauf gerichtet, dem Ausland die Fron zu entrichten. 
Und im Innern würde die Zerrüttung der Valuta 
immer hoffnungsloſer . 

Was die zweite von uns geſtellte Unterfrage 
betrifft, die Wiederherſtellung der Währung, ſo 
kann fie theoretiſch gelöſt werden durch Einziehung 
des Papiergeldes und Anſammlung eines Ein⸗ 
löſungsfonds in Gold. Doch bedingt dies wiederum 
die größten Entbehrungen für Volk und Staat, 
Verzicht auf äußere Geltung für lange Zeitſpannen 
hinaus, enorme Steuerlaſten unter Antaſtung der 
Produktivkraft der Nation und rückſichtsloſe Spar- 
ſamkeit. Und dabei erwieſe ſich der Verſuch doch als 
hoffnungsloſes Unterfangen, ſolange der gierig 
ſaugende Abzugskanal der Schuldzinſen die jährliche 
Milliarde verſchluckt und in die Fremde entführt. 
Doch ſelbſt im Falle des Gelingens, d. h. der Wieder- 
gewinnung einer feſten Währungsbaſis unter den 
Füßen, wären zwar manche Leiden und wirtſchaft⸗ 
liche Unzuträglichkeiten gemildert, die am Mark des 
Volks zehrende Auspowerung aber noch lange nicht 


beſeitigt. 
Nun wiſſen wir die Beziehung der beiden 
Fragen richtig zu werten. Das Problem der 


Zahlungsbilanz ſchließt die Valutafrage mit in ſich 
ein; ſeine Löſung renkt faſt ohne beſonderes Zutun 
die verſtauchte Währung wieder ein. Dagegen iſt 
mit der opferreichen Beſeitigung der Währungsnot 
noch nichts Ausſchlaggebendes für die Umſtülpung 
des Austauſchverhältniſſes zum Auslande erreicht. 
Die Löſung der zuletzt berührten Frage (Zahlungs- 
bilanz) erſcheint demnach der größeren Opfer wert; 
die Verſuchung ſie zu meiſtern iſt ungleich ſtärker. 

Kehren wir nun zurück zu jenem Augenblick, 
da der Zauberſtab der Märchenfee die düſtere Lage 
der hoffnungslos verfahrenen Zahlungsbilanz in 
roſiges Licht verklärte. Es gibt nämlich ein Wittel, 
die Paſſivſeite der Zahlungsbilanz ebenfalls mit 
einem Schlage zu vermindern und niederdrückende 
Bleigewichte beiſeite zu ſchieben. Das Wittel, das 
man an die Stelle der Fee treten laſſen kann, iſt 
zwar einigermaßen heroiſch, aber darum in ver— 
zweifelten Lagen nicht minder annehmbar: der 
Staatsbankrott in irgendeiner Form (Kür— 
zung des Kupons, Kaduzierung der Schuldſumme, 
völlige Einſtellung der Zahlung). Er kann unter 
Umſtänden genau fo wundertätig wirken wie jene 
Fee: er ſchafft ſogar neuen Kredit, wo ein Weiter— 
wurſteln unter übermäßiger Schuldenlaſt einem 
Staate den Kredit abſchneiden würde. Und da bei 
den Ruffen weder die Fee fih melden dürfte noch 
der Deutſche gewillt zu ſein ſcheint, die ihm von den 
großmütigen Moskowitern zugedachte Rolle zu 
übernehmen, ſo bleibt der Ausweg immerhin er- 
wägenswert. Zumal wenn, wie im Falle Rußlands, 
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die Kuponkürzung ganz überwiegend Fremde trifft 
und dem Wertumlauf des eigenen Landes die koſt⸗ 
baren und früchtezeugenden Säfte erhält. 

Noch weitere Erwägungen in dem Dilemma, 
ob Valutaregulierung oder Beſſerung der Zahlungs⸗ 
bilanz um den Preis der Stutzung des Kupons 
zuerſt in Angriff zu nehmen fei, drängen Rußland 
in letztere Bahn. Damit nämlich ein Kredit zuſtande 
komme, dazu gehören ſtets zwei: einer, der kredit— 
würdig iſt, und einer, der Kredit geben kann und 
will. Nun wird Nußland nach einer gründlichen 
Beſchneidung feiner Auslandsverpflichtungen viel— 
leicht nicht „kreditwürdiger“ im wörtlichen Sinne, 
ſicher aber kreditfähiger vom Standpunkt der 
Zahlungsfähigkeit ſein. Sein Hauptgläubiger aber, 
Frankreich, wird ihm nach dem Kriege weitere Dar— 
lehen weder gewähren mögen, noch dazu imſtande 
ſein. Alsdann iſt aber für die Nuſſen Frankreich 
als Gläubiger abgetan, und beſondere Nüdfichten 
auf dieſen Kumpan werden hinfällig. Dies um ſo 
mehr, als im politiſchen Sinne ein großer Teil 
der Schuld als abgegolten erachtet werden kann. 
Hat doch Frankreich durchaus nicht fein Geld Ruk- 
land ohne Gegenanſprüche hingegeben! Ze länger 
deſto mehr miſchte es ſich in die Verwendung ein, 
ſchrieb mit oft unangenehmer Aufdringlichkeit die 
Anlage militäriſcher Bahnen und die Beſchaffung 
anderen Rüſtungsmaterials vor. Es vermeinte einfach 
in Rußland feine Revanche gegen 
Deutſchland zu finanzieren, franzöſiſches Gold 
gegen ruſſiſches Blut einzutauſchen, — und wahr— 
lich, die Ruffen haben damit überreichlich bezahlt! 
Daß Frankreichs Spekulation ſich als falſch erwies, 
nag ihm nun zum Schaden ausſchlagen. So fiele 
die Rolle, die den Deutſchen zugedacht war, auf die 
Franzoſen zurück. Zu ihren Laſten würde in der 
Hauptſache die Schuldenreduktion gehen. Durch die 
ihnen aufgezwungene Entſagung werden ſie den 
Ruffen wieder nach ſchwerem, von ihnen mitver— 
ſchuldeten Sturz, auf die Beine helfen. 


Ob nicht kraft beſonderer Beſtimmungen im 
Friedensvertrag die in Deutſchland befindlichen und 
beſonders zu kennzeichnenden Schuldtitel, die heute 
einſchließlich der weniger gefährdeten Eiſenbahnobli— 
gationen kaum den Betrag von anderthalb Milliarden 
Rubel erreichen dürften, von einer Kürzung ver— 
ſchont zu werden hätten, bliebe beſonderer Erwägung 
vorbehalten, ſcheint jedoch durchaus nicht unang- 
führbar. Wenn alfo nach dem Krieg vor Rußland ge⸗ 
bieteriſch drängend ſich die Frage auftun wird, ob 
es die Valuta oder den Zinſendienſt ſeiner Anleihen 
aufrechterhalten will für beides wird ſeine Kraft 
niemals ausreichen — dann wird klare Einſicht 
ihm eingeben, durch Aufhebung des letzteren nicht 
allein die Valuta zu retten, ſondern auch der eigenen 
grenzenloſen Verarmung vorzubeugen. Dieſer Ent— 
ſchluß erſpart allein dem Volk das Los, ſein Letztes 
herzugeben, um die unerſättlichen Gläubiger 
jenſeits der Grenze befriedigen; durch ihn 
allein behält Rußland einige Aktionsfreiheit als 
Großmacht. 


zu 
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Ausklandsſpiegel. 


„The Anti-German Union.“ 
Ihre Kampagne in Indien. 

Wie wir der „Morning Post“ vom 21. Auguſt d. J. 
entnehmen, hat die „Madras Mail“ einen Feldzug gegen 
die Deutſchen in Indien unternommen durch eine Reihe 
von Artikeln, aus denen folgendes hier wiedergegeben ſei: 

In Verfolg der Aufſätze, in denen wir die Not⸗ 
wendigkeit einer Organiſation bewieſen haben gegen 
Deutſchlands unvermeidliche „post bellum“ . Verſuche, 
ſeine frühere Stellung im Britiſchen Reiche wieder 
zurückzugewinnen, lenken wir jetzt die Aufmerkſamkeit 
unſerer Leſer auf die Anti-German Union. Dieſer 
Verein verdankt ſeinen Arſprung einigen Artikeln des 
Herrn E. B. Osborn in der „Morning Post“. Osborn 
iſt der wohlbekannte Journaliſt, der bei genanntem 
Blattte die Stelle des verſtorbenen Herrn Andrew Lang 
eingenommen hat. Die Anti-German Union betrachtet 
als ihr Hauptziel die Verteidigung von britiſcher 
Freiheit (), Induſtrie, Finanz, politiſchem und 
ſozialem Leben gegen deutſchen Angriff und 
Einfluß. Sie beabſichigt, den Wahnſinn eines 
Krieges unmöglich zu machen, der Deutſchland in den 
Stand ſetzt, ſeinen Sturm auf die Ziviliſation zu 
erneuern. Sie beabſichtigt ferner, für eine Abänderung 
der Naturaliſationsgeſetze zu arbeiten in dem Sinne, 
daß Perſonen deutſcher Geburt ſowohl aus den Privy 
Council und beiden Häuſern des Parlaments als auch 
von allen Ehren und Titeln ausgeſchloſſen werden ſollen. 
Sie will verhindern, daß britiſche Konſulate von nicht⸗ 
britiſchen Antertanen verſehen werden. Sie will die 
Beſchäftigung von Deutſchen in britiſchen Induſtrien 
erſchweren und andererſeits diejenigen britiſchen Anter⸗ 
nehmungen unterſlützen, die es ablehnen, deutſche Arbeit 
zu benutzen und deutſche Ware zu verkaufen.... Wir 
ſind in der Lage, zu ſagen, daß die kommerziellen Kreiſe 
von Madras bereits beſchloſſen haben, der Organiſation 
ihre Anterſtützung zuteil werden zu laſſen, und wir ſind 
ſicher, daß das Publikum in ganz Indien mit ihren 
Zielen ſympathiſieren wird. — Obwohl einige Jahre 
hindurch gewiſſe britiſche patriotiſche Antertanen durch 
die Ausdehnung des deutſchen Einflußes im Reiche ſtark 
betroffen worden waren, ſo wurde doch erſt infolge des 
gegenwärtigen Krieges die wahre und gefährliche Lage 
dem großen Publikum offenbar. Noch damals wurde 
es deutlich, daß dank einer gewiſſen Apathie und 
urteilsloſen Toleranz in der Vergangenheit Deutſch⸗ 
land in die Lage kam, für gewiſſe Bedürfniſſe der 
britiſchen Induſtrien praktiſch die einzige Ver⸗ 
ſorgungsquelle zu werden, mit dem Ergebnis, daß 
der Ausbruch des Krieges die engliſchen Fabrikanten 
der Artikel beraubte, der ſie bedürfen. Auf dieſe Weiſe 
wurde innerhalb gewiſſer Grenzen die Erzeugung geſtört. 
Es wurde ferner klar, daß deutſche Finanziers in Lon⸗ 
don und auch ſonſt im Reiche einen für die nationale 
Wohlfahrt höchſt gefährlichen Einfluß erworben 
hatten. And es kann nur wenige britiſche Antertanen 
gegeben haben, die nicht die Schamröte auffteigen 
fühlten (1), als ein Miniſter des Kabinetts gezwungen 


war, die Naturaliſation eines deutſchen Ban- 
kiers nach Ausbruch der Feindſeligkeiten als 
weſentlich für den Kredit der Stadt London zu 
bezeichnen. Es ſtellte ſich ferner heraus, daß Groß- 
britannien von ſpionierenden Deutſchen wimmelt, und 
daß in vielen anderen Teilen des Reiches Deutſche 
lebten, deren Anweſenheit eine Gefahr für die innere 
Ruhe bildete. Im Jahre 1914 war der deutſche Ein⸗ 
fluß tatſächlich überall der vorherrſchende. Männer 
deutſcher Herkunft waren Mitglieder des Privy Coun- 
cil, Ein überführter deutſcher Spion hatte noch kurz 
vorher im Anterhauſe geſeſſen. Der deutſche Einfluß 
war wirkſam in politiſchen Körperſchaften, im Journa⸗ 
lismus, im geſellſchaftlichen Leben, in Finanz und 
Handel, in Anterricht und Erziehung. Der nationale 
Geiſt wurde allmählich in die Bahn des Kosmopolitis⸗ 
mus und Pagifismus gedrängt, die Deutſche und natura- 
liſierte Deutfche nebſt ihrem Anhang ermutigten. Selbſt 
wenn Deutſchland nicht einer einzigen Greueltat ſchuldig 
wäre — ja ſelbſt wenn wir nicht im Kriege mit Deutfch- 
land lebten —, ſo würden dort ſtarke Gründe vorhanden 
ſein, um zu einer größeren Anabhängigkeit und zu einem 
wahreren nationalen Leben zurückzukehren. Aber die 
Handlungen Deutſchlands in 1914/15 haben die Gründe 
für eine deutſchfeindliche Bewegung über- 
wältigend ſtark gemacht. Wir möchten daher allen 
unſeren Leſern zurufen: „Tretet der Anti-German 
Union bei! Handelt jetzt, wo das Feuer berechtigter 
Entrüſtung noch brennt. ..! Nach der großen Span- 
nung wird eine Reaktion kommen. And wenn nicht 
die Weisheit und der Wille der unter britiſcher Flagge 
vereinigten Völker jetzt organiſiert werden, ſo werden 
die Deutſchenfreunde und ihre bewußten und unbewußten 
Komplizen alle Türen den Deutſchen wieder öffnen und 
die erhabenen Opfer derjenigen, die auf dem Felde der 
Ehre geſtorben ſind, vereiteln. Wir waren für den 
Krieg unvorbereitet. Laßt uns wenigſtens für 
den Frieden vorbereitet ſein! 

Dieſe wüſte Hetze, die den Krieg noch nach dem 


Frieden fortſetzen will, bedarf keines weiteren 
Kommentars. 
Die franzöſiſche Propaganda im Auslande. 
Die Pariſer Handelskammer veröffentlicht 


bekanntlich halbmonatlich einen Bericht, der in ſechs 
Sprachen überſetzt wird und gegenwärtig eine Auflage 
von 500000 Exemplaren erreichen fol. Dieſes Propa- 
gandamittel wird von den franzsſiſchen Händlern und 
Induſtriellen in den neutralen Ländern verbreitet 
Die Pariſer Handelskammer hat es ſich ferner zur 
Aufgabe gemacht, die in verſchiedenen Sprachen erſchei⸗ 
nenden Kriegsbroſchüren zu vertreiben und zu 
verbreiten. Dieſe Broſchüren werden von einem Komité 
herausgegeben, an deſſen Spitze Herr Erneſt Laviſſe 
ſteht. Die Tendenz dieſer Hefte, mit denen das neutrale 
Ausland durch die Vermittlung der Pariſer Handels- 
kammer überſchwemmt wird — was hateine Handels 
kammer mit politiſchen Broſchüren zu tun! — 
ergibt ſich ſchon aus den Titeln der bisher erſchienenen 


Hefte, wie: „Comment l'Allemagne justifie ses oimes“ (N, 
„Comment les Austro - Hongrois ont fait la guerre cn 
Serbie.“ und fo weiter, — 


Gegen die pharmazeutiſche Induſtrie Deutſchlands. 
In Frankreich haben die Preiſe für pharmazeutiſche 
Artikel infolge der Unterbindung der deutſchen Einfuhr 
ungeheure Steigerungen erfahren. Die Erhö⸗ 
hungen ſind derartige, daß man an einen Irrtum 
glauben könnte, wenn nicht das gewiß einwandfreie 
Zeugnis der franzöſiſchen Blätter vorhanden wäre. 

„Das Aſpirin,“ fo ſchreibt der „Petit Parisien“, „ift 
fünfzehnmal fo teuer wie früher, das Pyramidon 
viermal ſo teuer. Die gegenwärtigen Preiſe ſtaffeln ſich 
im Vergleiche mit den Preiſen vor dem Kriege vom 
doppelten bis zum zwanzig⸗ und Dreißig- 
fachen. ().. . . Es iſt unbeſtreitbar, daß der Krieg in 
dieſem Handelszweige weniger Störungen hätte ver- 
urſachen können. Man hätte ihn vorherſehen müſſen. 
Die franzöſiſchen Induſtrien hätten ſelbſt fabrizieren 
können, anſtatt ſich an Deutſchland zu wenden, und 
die Händler hätten beträchtliche Vorräte aufſtapeln 
können. Das haben fie aber nicht getan. 

Vor dem Kriege war. die franzöſiſche Apotheke 
der deutſchen Induſtrie zu 90% tributpflichtig, 
Die Induſtrie unſeres Landes hat ſich für die Frage 
überhaupt nicht intereſſiert. Im Gegenteil. Die Deut: 
ſchen hatten „koloſſale“ Fabriken erbaut, Geſellſchaften 
mit großen Kapitalien gegründet und ſich zu Herren 
des Marktes gemacht durch Gewährung großer 
Vorteile an die Kundſchaft, wie lange Kredite, 
Prämien (2) uſw. Wir waren den Zentralmächten 
ferner tributpflichtig für alle chemiſchen Produkte, ſei 
es wegen der Mineralſchätze dieſer Länder, ſei es infolge 
der deutſchen Hegemonie, die ſich auf alle chemiſchen 
Produkte, die mineraliſchen wie die ſynthetiſchen er- 
ſtreckte.“ Der Artikel unterſucht dann eingehend die 
Gründe dieſes „notwendigen Aebels“, behauptet, daß 
die Preisſteigerung ihren Höhepunkt erreicht habe und 
ſtellt folgendes feſt: „Wir verſorgen uns bei den 
Neutralen (1), die ihrerſeits ihre Waren aus 
Deutſchland und Oeſterreich beziehen. Das 
Publikum könnte geneigt ſein, anzunehmen, daß die Lage 
ernſt iſt. Sie iſt in jedem Falle keineswegs beunruhi⸗ 
gend. Die Bedürfniſſe der nationalen Verteidigung 
ſind reichlich geſichert. Niemals wird unſeren Ver- 
wundeten oder Kranken das Nötige fehlen.“ 

Das offene Geſtändnis, daß Frankreich bei den 
Neutralen deutſche chemiſche und pharmazeutiſche Pro- 
dukte kauft, verdient auf alle Fälle Beachtung. Daß 
franzöſiſche Verwundtete oder Kranke durch deutſche 
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Arzneien wieder gefund werden, um nach ihrer Gen 
ſung wieder gegen unſere Truppen zu kämpfen, iſt jeden⸗ 
falls ein unhaltbarer Zuſtand. 


„Verdrängen wir ſie!“ 

Die Bekämpfung des deutſchen Handels in Stalien- 

Wir leſen im „Gaulois vom 1. Auguſt: „Italien“, 
ſo heißt es im Bericht der franzöſiſchen Handels— 
kammer in Mailand „iſt ein ausgezeichnetes Beob⸗ 
achtungsfeld. Denn hier haben Deutſchlands Induſtrie 
und Handel, von den Verwaltungen der Eiſenbahnen 
und der Marine, ſowie von ihren Konſulaten aus⸗ 
gezeichnet unterſtützt, einen In vaſionsfeldzug unter⸗ 
nommen, deſſen Ergebniſſe eindrucksvoll geworden waren. 
Am fih davon Nechenfchaft zu geben, genügt es, 
von 1904 ab die offizielle Zollfatiftit zu ſtudieren, 
namentlich was die bearbeiteten und die Nohmetalle 
anbetrifft. Allein in dieſer Gruppe von Erzeugniſſen 
war es Deutſchland durch die der Kundſchaft aufge. 
nötigten (sic! octroydes!) Ausnahmebedingungen dank 
Exportprämien und Spezialeiſenbahntarifen gelungen, 
mehr umzuſetzen, als Frankreich in allen Produkten 
umgeſetzt hat! Deutſchlands Induſtrie und Handel 
waren durch die öffentlichen Behörden wunderbar unter- 
ſtützt. Es wäre unnütz, auf dieſen Punkt inſiſtieren zu 
wollen, denn man weiß, mit welcher Leichtigkeit die 
deutſchen Exporteure ihre Produkte franko Speſen ſchnell 
nach allen Ländern beförderten. Aud ihre Konſulate 
waren Meiſterwerke der Spionage (1), nicht nur der 
politiſchen und militäriſchen, ſondern auch der wirtſchaft⸗ 
lichen. Der Exporteur wußte, daß ſein Vertreter im 
Auslande die Pickelhaube hinter fich hatte (1), in Geſtalt 
eines Konſuls, der gleichzeitig Militär, Diplo 
mat, Händler und Geſchäftsmann und immer 
bereit war, mit allen Mitteln zu intervenieren, um die 
teutonifchen Intereſſen zu verteidigen, Aber man 
kann den individuellen, kommerziellen Wert 
der deutſchen In duſtriellen nicht leugnen. Man 
muß anerkennen, daß ſie ihre Erfolge ihrer Hartnäckig⸗ 
keit, ihrer Geſchmeidigkeit, ihrer Liebe zum Geſchäft ver⸗ 
danken die ihre ganzen intelleltuellen Fähigkeiten abjor- 
biert. Die ihnen keine andere Energie mehr übrig 
läßt, als die recht materieller Art, große Töpfe Bier 
nach zwölf- und mehrſtündiger Tagesarbeit hinter die 
Binde zu gießen. Selbſtverſtändlich wollen wir die 
franzöſiſchen Exporteure nicht veranlaſſen, ihrem Bei- 
ſpiel zu folgen und in ihrem Leben kein anderes Ideal 
zu haben als Geſchäft und immer wieder Geſchäfte. 
Indeſſen, es gibt eine richtige Mitte, und es gilt, dieſe 
richtige Mitte zu finden! 


Revue der (Preife. 


Auf die Bedeutung der Länder des Fflam für 
den deutſchen Handel weiſt Davis Trietſch-⸗ Berlin 
in der Wochen-Ausgabe des Berliner Tage⸗ 
blattes (31. Auguſt) hin. Die 


deutſch⸗iſlamiſche Wirtſchaftspolitik 


ſteht infolge des Krieges vor einer Neuorientierung. 
Zwar hat ſich der Handel der Zentralmächte mit der 
Türkei und den anderen iflamiſchen Ländern in den 
letzten Jahren ſehr gehoben, aber es beſtehen ſo 
außerordentlich viele Möglichkeiten, dieſen Handel 


weiter auszubauen, daß es fih verlohnt, dieſe im 
einzelnen zu unterſuchen. Von den Produkten des 
Orients könnte Deutſchland Baumwolle, Seide, Hanf, 
Häute und Felle ſowie Getreide in ganz anderem Um- 
fange beziehen, als dies bisher geſchieht. Die Be⸗ 
teiligung an der Aufſchließung des türkiſchen Berg⸗ 
baues würde Deutſchland eine Reihe wertvoller 
Robftoffe zuführen. Für den Export Deutſchlands 
nach dem Orient kommen die zahlreichen Induſtrie⸗ 
produkte in Betracht. An erſter Stelle ſtehen die 
Manufakturwaren, die England bisher in erheblichem 
Maße lieferte. Außerdem erfordert die wirtſchaft⸗ 
liche Erſchließung der Türkei die Beſchaffung von 
Maſchinen, die ebenfalls durch Deutſchland geliefert 
werden können. Der deutſche Handel mit den Haupt⸗ 
ländern des Iſlam beläuft fih auf etwa 800 Willionen 
oder ein Siebentel des Handels der betreffenden 
Länder. In der Voſſiſchen Zeitung 
(31. Auguſt) vergleicht Dr. Erwin Steinitzer 
die Kolonialſyſteme 
mit Nückſicht darauf, welches Syſtem Deutſchland dem 
Wiederaufbau ſeiner Kolonien zugrunde legen ſoll. Er 
kommt zu dem Veſultat, daß das engliſche Kolonial- 
reich dazu nicht dienen kann, da es in „unbewußtem 
Imperialismus“ entſtanden iſt unter teilweiſe ganz 
anderen Vorausſetzungen, als fie heute gegeben find. 
Dagegen ſcheint ihm die „Nouvelle France“ wohl ein 
geeignetes Vorbild, da es ſich in geſchickter Weiſe 
um eine ſtark europäiſierte Stammkolonie gliedert, 
die für den Fall eines Krieges als militäriſches 
Kraftzentrum dienen kann. Dies iſt das Weſentliche 
für die Organiſierung eines Kolonialreiches, denn der 
gegenwärtige Krieg hat gezeigt, wie gering die Mög- 
lichkeit iſt, ein regellos zerſtreutes Kolonialreich zu 
verteidigen. — Ueber 
Rigas wirtſchaftliche Bedeutung 
bringt die Kölniſche Zeitung G. September) 
einige Zuſammenſtellungen. Danach hat fih der Ge- 
ſamthandel Rigas, ſoweit er ſich zur See abipielt, 
von 1900 bis 1906 etwa verdoppelt und bis 1913 
ſogar verdreifacht. Die Einfuhr iſt von 58,6 auf 147,8 
Mill. Rubel geſtiegen, die Ausfuhr hat ſich von 
72,9 auf 225,6 Mill. Rubel gehoben. Die übrigen 
ruſſiſchen Oſtſeehäfen übertrifft es damit bedeutend. 
Die Hauptausfuhrartikel Rigas find Getreide, 
Saaten, Eier, Butter, Flachs, Häute und Felle, ſowie 
Holz, dieſes hatte 1912 allein einen Wert von etwa 
40 Will. Rubel, Unter der Einfuhr ſtehen voran 
Kohlen, Eiſen und Mafchinen, daneben find noch 
Baumwolle und künſtliche Düngemittel zu erwähnen. 
Im Geſamthandel Rigas ſteht England an der Spitze, 
es folgen Deutſchland, Belgien, Amerika, Holland 
und Frankreich. Dabei iſt allerdings zu berückſich⸗ 
tigen, daß in den Zahlen für Holland und Belgien 
ein Teil der Durchfuhr nach Deutſchland enthalten 
ift. — In einem Artikel der Voſſiſchen Zeitung 
(8. September) über 
die Lage der Schweizer Induſtrie 

wird gezeigt, wie die Hauptinduſtriezweige des 
Landes durch den Krieg beeinflußt wurden. Da die 
Herſtellung vieler Waren infolge der Nohſtoffknapp⸗ 
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heit oder der Abſatzſchwierigkeiten nicht vorgenommen 


werden konnte, haben manche Induſtrien ſich anderen 
Gegenſtänden zugewandt. Teilweiſe finden die 
Fabriken allerdings auch Beſchäftigung in der Her⸗ 
ſtellung von Kriegsbedarf ſowohl für die Zentral⸗ 
als auch für die Ententemächte. So ſtellt die Uhren⸗ 
induſtrie Schrapnellzünder für die Munitionsfabriken 
in Lyon her. Schließlich haben einige Induſtrie⸗ 
zweige Nutzen aus der Ausſchaltung des Außen⸗ 
handels der Zentralmächte. Allerdings handelt es 
ſich dabei nur um etwas Vorübergehendes wie etwa 
bei der Stickerei⸗Induſtrie, die im Frieden nicht mit 
der deutſchen (Plauen) konkurrieren kann. Die Baum⸗ 
wollinduſtrie hatte unter den Schikanen Englands und 
Italiens beſonders zu leiden, dadurch fehlte es ihr 
lange Zeit am nötigen Nohſtoff. Aehnlich geht es 
der Schokoladeninduſtrie, die hinſichtlich ihrer Rəh- 
ſtoffe auf die Kriegführenden angewieſen iſt, da ſie 
den Zucker von den Zentralmächten beziehen muß, 
die Kakaobohnen durch Vermittlung der Vierver⸗ 
bandsmächte. Die Schwierigkeiten der Nohſtoffver⸗ 
ſorgung ſollen durch die Errichtung eines Einfuhr⸗ 
truſtes beſeitigt werden, über die ſeit längerer Zeit 
unterhandelt wird. — In der Täglichen Rund⸗ 
ſchau (31. Auguſt) beſchäftigt ſich der Geſchäftsführer 
des Groß⸗Verliner Vereins für Kleinwohnungsweſen, 
Architekt E. Leyſer, mit dem Zuſammenhang 
zwiſchen 

Wohnungsfrage und Erhaltung unſerer Wehrkraft. 
Er ſtellt fejt, daß ſich jetzt bereits ein Wohnungs- 
mangel bemerkbar machte für kleine Wohnungen. 
Dies erklärt ſich aus dem Ruhen der Bautätigkeit, 
dem Mangel an Kleinwohnungen bereits im April 
1914 und der Abwanderung vieler Familien aus 
größeren in kleinere Wohnungen. Der Mangel wird 
nach dem Kriege noch größer werden, da die während 
des Krieges zuſammengelegten Haushalte ſich wieder 
trennen, die Kreigsgetrauten ſich Wohnungen ein⸗ 
richten werden und der Zuſtrom von Wilitär⸗ 
anwärtern und Arbeitern nach den Großſtädten ſich 
ſehr ſteigern wird. Die Errichtung neuer Wohnungen 
wird erſchwert durch die Verteuerung des Leih— 
kapitals infolge der Kriegsanleihen. Soweit außerdem 
Kapital frei iſt, wird es ſich dem Wiederaufbau des 
Wirtſchaftslebens und der Wiederauffüllung der Roh- 
materialbeſtände zuwenden. Der Hausbeſitz wird zu 
ſtarken Mietserhöhungen übergehen müſſen. Dadurch 
würden die heimkehrenden Krieger, die zum Teil 
ſchon mit Mietſchulden überlaſtet ſind, vielfach um 
ihre Wohnung gebracht werden, beſonders wenn die 
Grundlage des Mietsvertrages die Bedingung „keine 
Kinder“ iſt. Der Verein für Kleinwohnungsweſen 
ſchlägt verſchiedene Abhilfemaßregeln vor. Die 
Wohnungsfürſorge des Reiches foll jib auf die 
Juvaliden erſtrecken, die Verſicherungsanſtalten ſollen 
einen Teil ihrer Mittel für zweite Hypotheken bereit⸗ 
ſtellen. Die ſchnelle Löſung dieſer Frage iſt notwendig, 
da ſie für die Volks⸗ und Wehrkraft Deutſchlands ſehr 
wichtig iſt. An die Worte Walter Nathenaus in 
der Generalverſammlung der AEG. knüpft die 
Berliner Morgenpoſt ©. September) einige 


Betrachtungen über 


Intenſive Wirtſchaft. 

Der Begriff intenſive Wirtſchaftsweiſe ift der Land⸗ 
wirtſchaftslehre entnommen. Man ſpricht von inten⸗ 
ſiver Wirtſchaft bei ſtarker Verwendung von Kapital 
und Arbeit zur Erreichung von Höchſterträgen aus 
dem Boden. In der Induſtrie dagegen bezeichnet 
intenſive Wirtſchaftsweiſe eine ſolche, in der ein 
möglichſt großer Teil des Aufwandes auf das Sach⸗ 
kapital entfällt und nur ein geringerer auf die Arbeit. 
Als Beiſpiele werden erwähnt der Uebergang von 
der Hand- zur Waſchinenſetzerei in der Druckerei 
oder von der Lohgerberei zur chemiſchen Gerbung. 
Die intenſivere Fabrikation erhöht die Konkurrenz— 
fähigkeit auf dem Weltmarkt und ermöglicht die 
Erhöhung des Lohnniveaus. Außerdem ſchafft ſie 
neue Arbeit für andere Induſtriezweige, ba dieſe die 
Maſchinen herſtellen müſſen oder die Hilfsſtoffe 
liefern. Der Zwang zur Intenſivierung unſerer Wirt— 
ſchaft, wie er durch den Krieg zweifellos hervorgerufen 
iſt, kann auf dieſe Weiſe zu einer Stärkung der 
deutſchen Wirtſchaft führen. In der Kölniſchen 
Zeitung (6. September) findet ſich in einer Zus 
ſchrift aus dem Felde der Vorſchlag der 


Kapitaliſierung der Kriegsrenten. 


Die Zahlung von Renten birgt große Gefahren für 
die Arbeitswilligkeit des Rentenempfängers in fich, 
da fie — wie bei der Unfallverſicherung feſtgeſtellt 
wurde die Neigung ſich zu betätigen hemmt. 
Prof. Naegeli-Tübingen hat an Fällen aus der 
Schweizer Unfallverſicherung gezeigt, daß bei Rapi- 
talifierung der Rente die behauptete Arbeitsunfähig⸗ 
keit ſich beſſerte. Außerdem iſt es wünſchenswert, 
daß der Staat den wirtſchaftlich Schwachen ſtützt, 
dies kann nur durch Ueberlaſſung von Kapital ge— 
ſchehen, mit dem die Schaffung einer Grundlage für 
die wirtſchaftliche Arbeit möglich iſt. Da in manchen 
Fällen die Verwendung des Kapitals nicht möglich 
iſt (Blinde, Arbeitsunfähige), würde es ſich empfehlen, 
den Rentenempfängern die Wahl zwiſchen Renten- 
bezug und Kapitaliſierung zu laſſen. Zweifellos 
würden fih die meiſten für die Kapitaliſierung ent= 
ſchließen. In der Täglichen Rundſchau 
(2. September) ſetzt Juſtizrat Bamberger die 
Erörterungen über die 


Kriegsgewinu⸗ und Kriegserbſchaftsſteuer 


fort. Er knüpft an die Aeußerungen des Staats- 
ſekretärs Helfferich in der Neichstagsſitzung vom 
20. Auguſt an. Die beabſichtigte Anlehnung der 
Kriegsgewinnbeſteuerung an die Vermögenszuwachs⸗ 
ſteuer hält er für durchführbar, glaubt aber, daß ſie 
zweckmäßiger mit der Einkommenſteuer verbunden 
werde. So iſt ſie in den nordiſchen Staaten eingeführt 
worden. Gegenüber der Vermögenszuwachsſteuer 
hätte die Verbindung mit der Einkommenſteuer noch 
den Vorzug, daß dieſe jährlich erhoben wird, die 
Zuwachsſteuer dagegen nur alle drei Jahre. Ueber die 
Höhe der Beſteuerung liegen bisher keine Angaben vor. 
Juſtizrat Bamberger vergleicht ſeine Vorſchläge mit 
den in Sätzen der nordiſchen Staaten. Bambergers 
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Sätze ſteigen von 5 bis 20%, Dänemark kennt nur 
einen Satz (10%), Schweden beginnt mit 12 und 
endet mit 18%. Auf Grund feiner Sätze errechnet 
er eine Einnahme von 781 Millionen im Jahr, ſo 
daß ein monatlicher Zinsverluſt von ungefähr 3 Wil- 
lionen eintritt für jeden Monat, um den diefe Steuer 
hinausgeſchoben wird. Außerdem bleibt zu berück- 
ſichtigen, daß ein Teil der Kriegsgewinne durch 
Spekulationen, Verluſte und Schiebungen inzwifchen 
verloren geht. Die Kriegserbſchaftsſteuer iſt bisher 
im Reichstag nicht erwähnt worden, ſie hat mit den 
Kriegsgewinnen ſteuertechniſch nichts zu tun. Ge- 
fordert wird ſie, weil durch den Krieg häufig ent— 
fernte Verwandte ganz unverdientermaßen in den 
Beſitz großer Kapitalien kommen. — Auch die Deut⸗ 
ſche Tageszeitung (3. September) beſchäftigt 
ſich mit der Frage der 


Kriegsgewinnſteuer. 


Sie bringt zunächſt die Aeußerungen Helfferichs und 
wendet fih dann gegen die Ausführungen Bamber— 
gers in der Täglichen Nundſchau. Die Verknüpfung 
der Kriegsgewinnſteuer mit der Einkommenſteuer hält 
fte für nicht durchführbar, da keine Reichseinkommen—⸗ 
ſteuer beſteht. Während ſie einer Kriegsgewinnſteuer 
an ſich günſtig gegenüberſteht, lehnt ſie den Gedanken 
einer Kriegserbſchaftsſteuer ab, da dieſe einen nach 
deutſcher Auffaſſung recht unſchönen Beigeſchmack 
habe. — Die Voſſiſche Zeitung (7. Septem- 
ber) vergleicht die Ausweiſe der 


franzöſiſchen Banken im Kriege 


mit den letzten Friedensausweiſen. Von den drei 
franzöſiſchen Großbanken hat die Société Generale 
am meiſten gelitten. Die Depoſiten und Kreditoren 
haben um etwa 7 Mill. Frs. abgenommen und 
betragen nur noch etwa die Hälfte des Friedens— 
beſtandes. Infolge der geringeren Mittel ſind alle 
Poſten auf der Aftivfeite der Bilanz ſtark reduziert 
worden. Die Wechſel allein zeigen ein Minus von 
über 400 Mill. Frs. Bei dem Comptoir National 
beträgt der Nückgang der fremden Gelder etwa eine 
halbe Williarde Frs., wodurch dieſe auf etwa 
zwei Drittel ihres Friedensſtandes zuſammenge— 
ſchmolzen ſind. Unter den Aktiven ſind die Wechſel 
beſonders ſtark zurückgegangen, die Kaffen- und Bant- 
guthaben dagegen weiſen im Gegenſatz zur Société 
Generale — eine ziemliche Erhöhung auf. Bei der 
größten der drei Banken, dem Crédit Lyonnais, 
beträgt der Rückgang der fremden Gelder ebenfalls 
etwa eine halbe Milliarde Frs. Auf der Aktiv— 
ſeite haben ganz beſonders große Verſchiebungen 
ſtattgefunden. Die Wechſel nahmen um 700, die 
Debitoren um 300 und die Lombards und Reports um 
100 Will. Frs. ab. Dagegen erhöhten fih Kaſſe 
und Bankguthaben um faſt 600 Mill. Frs. Alle 
drei Banken weiſen eine ſtarke Abnahme der Akzepte 
auf (von 425 auf 99 Mill. Frs.). Bei einem Vergleich 
dieſer Zahlen iſt nicht zu vergeſſen, daß ein nicht 
unerheblicher Teil Frankreichs durch Deutſchland 
beſetzt ift. — In der Deutſchen Tageszeitung 
(6. September) findet ſich unter der Ueberſchrift 


Steigender Zinsfuß und Hypothekenkündigungen 
während des Krieges 
der Vorſchlag, das Kündigungsrecht der Hypotheken- 
gläubiger während des Krieges auszuſchließen, wenn 
durch den Schuldner die Zinſen pünktlich gezahlt 
werden. Motiviert wird dieſer Vorſchlag damit, daß 
die Landwirtſchaft ein ſo wichtiger Faktor für die 
Volksernährung ſei, daß ſie nicht in Geldſchwierig⸗ 
keiten kommen dürfte. Als Vergleich wird das 
Privatmoratorium herangezogen, welches die Börje 
ſich gegeben hat. Die Voſſiſche Zeitung 
(2. September) bringt einen Beitrag aus der Feder 
Bernhard Dernburgs 
Das Ausland und wir, 
in dem darauf hingewieſen wird, daß wir beim Verkehr 
mit fremden Völkern in erſter Linie verſuchen müſſen, 
dieſen Völkern menſchlich näher zu kommen und 
nicht den Gebrauch der Ellenbogen in den Border- 
grund ſtellen dürfen, wodurch wir zwar geſchäftliche 
Vorteile gehabt, uns im übrigen aber vielfach den 
Haß der anderen Völker zugezogen haben. — In 
der Wochenſchrift „Das Hotel“ (27. Auguſt) 
faßt Dr. N. Glücks mann feine Unterſuchung über 
die Hotels in den erſten acht Kriegsmonaten 
zuſammen. Danach ſank die Zahl der beſchäftigten 
männlichen Angeſtellten auf etwa zwei Drittel der 
Friedenszeit und die der Frauen auf drei Viertel. 
Die Anzahl der Gäjte fiel auf etwas über die Hälfte, 
dem entſprechend ſanken auch die Zimmer- und 
Kücheneinnahmen, die Löhne dagegen ließen ſich nur 
auf ungefähr zwei Drittel des Friedensſtandes redu⸗ 
zieren. Hieraus geht hervor, daß, ſolange man 
die Hotels nicht überhaupt ſchließen will, mit be⸗ 
ſtimmten Mindeſtperſonal gerechnet werden muß, 
gleichgültig, ob das Hotel gar nicht oder gering be⸗ 
ſetzt iſt. Unter der Ueberſchrift 
die ägyptiſche Baumwolle und die Schweiz 
berichtet die Voſſiſche Zeitung (7. September) 
über die Verdächtigungen der ſchweizer Käufe ägyp⸗ 
tiſcher Baumwolle, die ein bekannter Alexandriner 
Baumwollhändler in der engliſchen Preſſe ausge— 
ſprochen hat. Dort wurde behauptet, daß die Ausfuhr 
ägyptiſcher Baumwolle nach der Schweiz im letzten 
Jahr das Vierfache der früheren Ausfuhr betragen 
habe. Es jei deshalb anzunehmen, daß ein Teih der 
Baumwolle nach den Zentralmächten weitergeliefert 
worden ſei. Demgegenüber wird nachgewieſen, daß 
der Mehrbezug ägyptiſcher Baumwolle durch die 
Schweiz ſich ganz einfach daraus erkläre, daß die 
Schweiz die ſonſt verarbeitete amerikaniſche Baum⸗ 
wolle nicht habe erhalten können und daher 
gezwungen geweſen fei, ägyptiſche Baumwolle zu be- 
ziehen, von der ein erheblicher Teil noch in Genua 
lagere. Durch die Bundesratsverordnungen über 
die Einſchränkung der Malzverwendung in den Bier⸗ 
brauerein iſt, wie die Berliner Morgenpoſt 
(8. September) ſchreibt 
ein Kriegsmarkt 
entſtanden, indem Handel mit den nicht verbrauchten 
Brauerei⸗Kontingenten getrieben wird. In der 


Tageszeitung für Brauerei befinden ſich in einer 
Nummer 15 Geſuche und 8 Angebote von Brauerei- 
Kontingenten, ein Zeichen dafür, daß dieſer Handel 
nicht unerheblich iſt. 


Umschau. 


Herr Dr. Hans Lieske, 
Leipzig, schreibt mir: „Die 
Bekanntmachung über die 
Höchsipreise für Petroleum gestattet dem Reichskarzler 
die Bewilligung von Ausnahmen. Infolgedessen war zu 
erwarten, dass alsbald aus den Kreisen des Petrolcum- 
handels Bestrebungen einsetzen würden, die den Erlass 
derartiger Ausnahmevorschriften bezweckten. Die Petroleum- 
händler machen geltend, sie würden dutch de Verordnung 
schwer geschädigt; sie hätten seinerzeit das Petroleum 
zu viel höheren Preisen eingekauft und müssten nun bei 
Einhaltung der Höchs preise mit Verlust verkaufen. Die 
Spekulanten, die an der Preistreiberei schuld seien, hätten 
es verstanden, das Petroleum noch rechtzeitig abzustossen, 
so dass den Schaden allein der reelle Petroleumbandel zu 
tragen habe, Tatsächlich scheinen auch daraufhin bereils 
Ausnahmen von den Höchstpreisen zugelassen worden zu 
sein, so dass das Publikum wieder 50 Pfg. und mehr für 
das Liter Petroleum zahlen muss. Einem derartigen Voi- 
gehen muss mit aller Schärfe entgegengetreien werden. 
Die Bundegratsbekanntmachung will allerdings auch den 
gewissenlosen Spekulanten, die sich in den reellen Petroleum- 
handel einnisteten, das Handwerk legen. Das ist aber nur 
ein Nebenzweck. Der Hauptzweck der Bekanntmachung 
ist selbstverständlich, daß der Verbraucher das Petroleum 
In unserer Zeit 


Zur Bekämpfung des 
Petroleumwuchers. 


zu einem angemessenen Preise erhält. 
der allgemeinen Teuerurg ist es ausserordentlich zu be- 
grüßen, wenn das Pub ikum durch Höchsipieisgesetze ge- 
schützt wird. Diesen Schutz durch Ausnahmevorschriſten 
wieder hinfällig zu machen, wäre ein verhängnisvoller Irrtum. 
Der Petroleumhandel darf nicht vergessen, dass er in den 
letzten Wintermonaten, als die Petroleumpreise so un- 
verhältnismässig in die Höhe getrieben wurden, auch be- 
trächtliche Gewinne eingesteckt hat. Wenn er die Verluste, 
die ihm jetzt durch die Höchstpreis verordnurg drohen, 
von diesen Gewinnen abzieht, wird ihm im allgemeinen 
immer noch ein Sümmchen bleiben. Bedauerlich ist aller- 
dipgs eins: dass die Spekulanten anscheinend wieder durch- 
schlüpfen. In dieser Hinsicht liegt aber der Fehler an 
der Verordnung. Anstatt in § 7 Ausnahmen zuzulassen, 
hätte man das Uebel an der Wurzel fassen sollen. Man 
hätte die Kaufpreisvereinbarung aller Vertiäge, die der 
reelle Petroleumhandel mit den Kriegsspekulanten ge- 
schlossen hat, mit rückwirkender Kraft für nichtig erklären 
und als Kaufpreis bereits 30 Mark für 100 Kilogramm 
oder 125 Liter festsetzeu sollen. Eine Abgrenzung der 
Begriffe Kriegsspekulanten und reeller Petroleumhändler 
hätte sich zweifellos finden lassen. Die Folge wäre dann 
gewesen, dass die Spekulanten den Verlust zu tragen gehabt 
hätten. Juristische Bedenken gegen eine solch! ıück- 
wirkende Nichtigkeit bestehen nicht. Der Bundesrat hat 
auch sonst in sogenannte woblerworbene Rechte ein- 
gegriffen, von dem gesunden Gedanken aus, dass das 


interesse des einzelnen hinter das Wohl der Allgemeinheit 
zurückzustellen sei. In der Peuoleumverordnung selbst 
findet sich ein Eingriff in solch wohlerworbene Rechte: 
$ 6 ermächtigt den Reichskanzler, die Petroleumgesellschafien 
anzuweisen, dass sie von ihren Lieferungsverträgen ab- 
gehen, also etwa dem einzelnen Wiederverkäufer weniger 
liefern als er nach dem Vertrage verlangen könnte. Es 
wäre sehr wünschenswert, dass der Bundesrat noch nach- 
träglich in der angeregten Richtung Schritte tut. Denn 
werden, um den reellen Petroleumbandel nicht zu schädigen, 
Ausnahmevorschriften erlassen, so wird eine Ausnahmevor- 
schrift die andere nach sich ziehen und das Publikunı muss 
die Kosten zahlen. Der Weg, den der Bundesrat zur 
Vermeidung der Schädigung des Petroleumbändlers ge- 
wählt hat, hat sich nicht als gangbar erwiesen. Der Bundes- 
rat ging nämlich davon aus, dass es den Händlern vor 
dem Inkrafttreten der Verordnung meist möglich sein 
werde, teurer eingekauftes Petroleum noch schnell ab- 
zustossen. Wie aber vorauszuseben war, hütete sich jeder 
— die Verordnung ist am 8. Juli erlassen und am 15. Juli 
ia Kraft getreten —, vor dem 15. Juli eine grössere Menge 
als unbedingt nötig zu kaufen. Würde dagegen der Bundes- 
rat die Bekanntmachung in der vorgeschlagenen Weise 
ändern, so wären drei erstrebenswerte Ziele auf einmal 
erreicht: das Volk behielte annehmbare Petroleumpreise, 
der reelle Handel erlitte keine Nachteile und diejenigen, 
die die grosse Zeit dazu missbrauchen, ihre Taschen zu 
stopfen, würden an ihrer empfindlichsten Stelle getroffen.“ 


Ein Hamburger Bankier schreibt 
mir: „In der letzten Ausgabe des 
„Plutus“ schreiben Sie sehr scharf gegen das Offenhalten 
der Börse, Ich bin enigegengese'zter Ansicht wie Sie, 
und gestatte mir, meine Gründe in folgendem auszuführen. 
1. Ich bin Ihrer Ansicht, dass es richtig ist, die Börse 
aus politischen Gründen offiziell geschlossen zu halten, 
damit, wenn wir einmal militärisch ungünstige Ereignisse 
durchzumachen haben, durch den Rückgang der Kurse 
keine weitere Beunruhigung im Lande eintritt. Auch 
würden die offiziellen Kurse ein falsches Bild geben, da 
jetzt keine Aufträge für ausländische Rechnung ange- 
nommen werden dürfen und somit kein richtiges Resultat 
von Angebot und Nachfrage vorliegt. Auch würde dann 
das Interesse für die Kıiegsanleihen wesentlich geringer 
sein, und schliesslich widerspricht es dem Anstand, dass 
ein lebhaftes Börsengeschäft stattfindet, während sich an 
den Grenzen die blutigsten Schlachten abspielen. Abge- 
sehen von allem anderen wira es auch schwer sein, ein 
zuverlässiges Personal für die Feststellung der offiziellen 
Kurse zu finden. Soweit bin ich also ganz Ihrer Ansicht. 
Ich halte aber eine nicht offizielle Börse, wie wir sie jetzt 
haben, für richtig, und dieser Zwitterzustand hat sich im 
letzten Jahr in Hamburg auch sehr bewährt, Würde gar 
keine Börse stattfinden, so würde die Ucbervoiteilung der 
Privatkundschaft eine noch grössere sein, als jetzt. In 
Hamburg hat sich z. B, ein sehr grosses Ge:chäft in 
amerikanischen, vor allem aber in skandinavischen Werten 
herausgebildet. Die Kapitalisten können durch die Bankiers 
und Makler, dadurch, dass an der Börse eine Aussprache 
über Werte dieser Art stattfindet, eine gewisse Kontrolle 
erhalten. Diese sehr wertvolle Tätigkeit der Banken, 
Bankiers und Kapitalisten, auswärtige Werte abzustossen, 
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um dagegen Geld nach Deutschland zu bringen, wird durch 
die halbolfizielle Börse gefördert, 2. Das Abstossen von 
Effekten seitens schwacher Hände und ihre Ueberleitung 
in starke Hände kann nur erfolgen, wenn wenigstens eine 
halboffizielle Börse stattfindet. Man kann nicht sagen, 
dass es gleichgültig ist, ob der eine oder der andere diese 
oder jene Werte besitzt. Durch die kriegsindustrielle 
Tätigkeit haben sich die Vermögen in Deutschland ausser- 
ordentlich verschoben; reiche Leute sind arm, arme 
Leute reich geworden. Leute, die zu Antang des Krieges 
mit Effekten beladen waren, können sie jetzt an reich 
gewordene Leute abstossen, und dieser Besitzwechsel ist 
in sich ausserordentlich gesund. 3. Die Wiedereröffnung 
der Börse muss vorbereitet werden. Wenn keine nicht- 
offizielle Börse stattfindet, wird bei allen Kapitalisten, 
Banken und Bankiers ein grosses Gefühl der Unsicherheit 
vorherrschen, da sie auch nicht den geringsten Anhalt für 
den Wert der beliehenen Wertpapiere haben. Jetzt werden 
Kurse genannt, ohne dass grosse Geschäfte in den Effekten 
gemacht werden; aber diese Schätzungen geben allen 
Beteiligten einen gewissen Anhalt. Man kann, wo es 
möglich ist, Nachschüsse verlangen, und wenn die Börse 
wieder eröffnet wird, ist nicht mit einem Male ein grosser 
Schreck über den plötzlichen Rückgang oder die Steige- 
rung gegenüber den letzten offiziellen Kursen vorhanden, 
sondern es hat sich vor den Augen des Publikums eine 
gewisse Entwicklung auf gesunder Grundlage vollzogen. 
Hier in Hamburg, wo man weniger geräuschvoll arbeitet, 
als in Berlin, hat man auch zu keiner Zeit die Spekulation 
so tibertrieben, wie dort. Es gibt aber, wie man jetzt 
erst gesehen hat, wohl Mittel und Wege, eine über- 
triebene Spekulation einzudämmen. Das Erscheinen von 
Herrn Göppert genügt, wie figura zeigt. Ich finde, man 
sollte nicht das an sich schon unglückliche Wort: 
entweder - oder aussprechen, sondern mir erscheint das 
Zwischending, wie es eben in der nichtoffiziellen Börse 
besteht, aus den vorstehend angelührten Gründen durch- 
aus gerechtferigt.“ 
Mir wird ge- 
schrieben: 
„Die Erfah- 
rungen des abgelaufenen Kriegsjahres haben mehr als 
alle Kalkulation die Bedeutung des galizischen Naphtha- 
gebietes in den Vordergrund gerückt. Auch in der 
militärischen Technik hat die motorische Kraft den ani- 
zu verdrängen begonnen und sich 
So darf es 


Die Lage der österreichischen 
Rohölindustrie. 


malischen Betrieb 
weitere Entwicklungsmöglichkeiten gesichert. 
denn nicht wundernehmen, dass die galizischen Erdöl- 
betriebe derzeit unter militärischem Regime stehen und 
militärische Stellen in allen Fragen der Oelförderung 
und Verwaltung die Entscheidungen fällen. Der Wieder- 
aufbau des vom Feinde arg mitgenommenen Gebietes geht 
den Verhältnissen entsprechend nur langsam vor sich‘ 
Die Hauptbahnlinien nimmt der Soldat für sich in Anspruch» 
so dass Bau- und technisches Material nur zur Not herbei- 
geschafft werden können. Dazu kommt, dass der Mangel 
an Arbeitskräften sich trotz besonderen Entgegenkommens 
der Militärverwaltung starkt fühlbar macht und geradezu 
phantastische Lohnverhältnisse gezeitigt hat. Daher eine 
gewaltige Steigerung der Betriebskosten, worunter ins- 
besondere der Bohrbetrieb leidet, dessen Kostspieligkeit 
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kleinere Unternehmer nicht auf sich nehmen können. 
Dementsprechend ist der Gesamibetrieb zu kaum ein 
Drittel im Gange. Hier tut Abhilfe dringend not und an 
den Produzenten-Organisationen wie an den das Rohöl- 
belehnungsgeschäft pflegenden Banken liegt es, dass bald 
normale Verhältnisse Eingang finden. Augenblicklich be- 
hilft man sich mit dem Abtransport der etwa zu zwei 
Drittel unversehrt gebliebenen Vorräte. Selbst wenn volle 
Förderungskapazität in absehbarer Zeit erreicht sein sollte, 
muss bei der kolossalen und von Tag zu Tag zunehmenden 
Bedarfssteigerung solcher Erfolg bloss ein vorübergehender 
bleiben. Remedur lässt sich einzig von Neuinvestitionen 
erhoffen. Für die erste Zejt nach dem Friedensschlusse 
kann kaum erwartet werden, dass Engländer und Fran- 
zosen, die im Laufe der letzten Jahre viele Millionen in 
den Naphthagruben Galiziens festgelegt haben, neue Kapi- 
talien zuführen werden, Nicht bloss deshalb wäre es 
wünschenswert, dass deutsches Geld zur Belebung der 
Investitionstätigkeit beitrage. Der jetzt so populäre Ruf 
nach dem engen wirtschaftlichen Zusammenschluss, beson- 
ders aber die Gleichartigkeit der bezüglichen Interessen 
scheinen günstige Aussichten zu bieten, zumal der deutsche 
Kleinunternehmer fast durchweg gut abgeschnitten hat. Gerade 
die kleineren deutschen Gesellschaften repräsentieren sich 
alle als gut konsolidiert. Sachgemässe Leitung und ein- 
heitliche, zielbewusste Arbeit haben ihnen besonders in den 
Monaten vor Kriegsausbruch zu schönen Erfolgen ver- 
holfen. Weniger gilt das für das deutsche Grosskapital 
wesentlich im Konzern der Premiergruppe konzentriert, 
deren Grossaklionär die deutsche Erdöl-A -G. ist. Mit 
dem ausserordentlich hoch zu Buch stehenden Gruben- 
besitz hat die Dea eine Reihe von stark passiven Fabriken 
und Pipelinegesellschaften übernehmen müssen. Eine 
vielfach ins Blaue arbeitende Leitung hat dazu beigetragen, 
dass die Premiergruppe binnen kurzem ein Drittel ihres 
Aktienkapitals abstempeln musste. Dabei ist die Produklion 
der Gruben eine sehr ansehnliche, der Besitz an wertvollen 
Schürfen respektabel. Was die Gesamtproduktion über- 
haupt betrifft, so lässt sich nicht verhehlen, dass s'e stetig 
im Abnehmen begriffen ist. Der Grund hierfür liegt 
sicherlich nicht in der Erschöpfung der Quellen, die 
ungemein ergiebig, ihren Totsagern erst vor kürzerer 
Zeit einen neuen allerdings an die 1400 m tief liegenden 
Horizont aufgeschlossen haben. Vielmehr in der arg um 
sich greifenden Verwässerung des Hauptnaphtbagebietes 
Tustanowice. Ueber die Ursachen dieser Gefahr, der 
gegenüber auch die vollkommenste Technik nicht völlig 
auskommen kann, sind sich die Fachleute nicht ganz im 
klaren. Die grossen Gesellschaften beugen etwaigen 
aus diesem Umstand im Laufe der Jahre sich ergebenden 
Produktionseinbussen in der Weise vor, dass sie ihren 
alten Grubenbesitz durch Neubohrungen in anderen Rayons 
zu erweitern suchen. Dass diese Suche nach neuen Oel- 
feldern systematisch und intensiver betrieben werde, liegt 
im Lebensinteresse der österreichischen wie der deutschen 
Petroleumindustrie. Bei der allgemeinen Bedeutung, die 
dieser Frage zukommt, geht man nicht in der Annahme 
fehl, dass nach Eintritt stabiler Verhältnisse die Investitions- 
tätigkeit in galizischen Petroleumwerten die wünschens- 
werte Belebung erfahren wird.“ 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Immer mehr rückt unter den wirtschaftlichen Sorgen 
des Vierverbandes das Problem der Zahlungsbilanz mit 
Amerika in den Vordergrund. Der Kurs des Kabel- 
transferts New York ist heute das eigentliche Barometer 
für die Londoner Börse, und seiner Meldung sehen die 
Cityleute mit vielleicht nicht geringerer Spannung ent- 
gegen als den Nachrichten von der Front. Ja, man kann 
sogar konstatieren, dass auch die Haltung der New Yorker 
Börse von dem Auf und Nieder des Wechselkurses beein- 
flusst ist, und zwar in der gleichen Richtung wie die 
Londoner. Das vermag keineswegs zu überraschen, denn 
der Wallstreetspekulant, dessen Geschäft heute auf der 
Fortdauer des „Booms“ in Kriegswerten beruht, fühlt 
instinktiv, dass mit jeder weiteren Verschlechterung der 
fremden Währungen die Gefahr einer Beeinträchtigung 
dieses einträglichen Geschäfts im Wachsen begriffen ist. 

Man kann nicht sagen, dass die englische Regierung 
nicht die nötige Energie zur Lösung der Schwierigkeiten 
des Wechselkurs-Problems entwickele; im Gegenteil, sie 
ist sich des Ernstes der Lage zweifellos bewusst und 
schreckt auch keineswegs davor zurück, das Uebel auf 
dem natürlichsten, wenn auch opfervollsten Wege zu be- 
kämpfen, durch Goldexporte. Natürlich gehen diese, den 
besten Traditionen englischer Politik getreu, soweit mög- 
lich aus den Tresors der Verbündeten, in erster Reihe 
Frankreichs. Dieses musste unter dem Druck seiner Ver- 
pflichtungen dazu übergehen, seine beste und letzte stille 
Reserve zu mobilisieren, d. h, durch den Appell an 
Patriotismus und Eitelkeit seiner Bürger die grosser. Gold- 
bestände heranzuziehen, welche das Publikum in Strümpfen 
und Schränken verwahrt. Wie man aus den Ausweisen 
der Banque de France in der letzten Zeit ersehen konnte, 
mit recht gutem Erfolg! Es sind sicher grosse Summen 
des hereinströmenden Goldes nach Amerika abgegeben 
worden oder dafür bereitgestellt; wieviel hier in Betracht 
kommt, ist aus der Fülle der unkontrollierbaren Presse- 
meldungen nicht ersichtlich. Die Tatsache aber, dass in 
den französischen Zeitungen danernd die Gebefreudigkeit 
des Publikums gepriesen wird und andererseits das 
Wachstum des Goldbestan les bei der Banque de France 
keineswegs mehr besonders imponierende Ziffern zeigt, 
lässt darauf schliessen, dass dauernd grosse Beträge für 
Amerika abgezweigt werden müssen. Dabei scheint der 
Erfolg der Propaganda im Publikum nock keineswegs für 
ausreichend gehalten zu werden, denn es ist neuerdings 
die Aufforderung an die französische Bevölkerung ergangen, 
auch die Schmuckgegenstände aus Gold dem Staate zur 
Verfügung zu stellen. 

Aber auch von London aus müssen dauernd grosse 
Beträge abfliessen. Der Inlandsverkehr gibt infolge des 
Hineinpressens von Schatzamt-Notes in das Publikum, 
ferner infolge einer regen Propaganda für die Hergabe 
des Goldes nach deutschem Muster jetzt allwöchentlich 
grosse Beträge des gelben Metalls an die Bank. Ausser- 
dem sind die Zufuhren aus den Produktionsgebieten 
sicherlich recht bedeutend und werden vermutlich für 
englische Rechnung direkt nach New York dirigiert. 
Trotz der Goldzuflüsse aus dem Verkehr steigt der Metall- 
bestand der Bank von England verhältnismässig langsam, 
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Man notiere auf seinem Kalender vor: 


@.-V.: Norddeutsche Handelsbank Geeste- 
münde. — Schluss der Einreichungs- 
frist Aktien Berliner Elektrizitätswerke. 

| Ironage-Beuicht. — Bankausweise London, 

Paris. — @.-V.: Blohm & Voss, Hartwig 
Kantorowicz Akt.-Ges., Akt.-Ges. f. 
Cartonnagenindustrie. 


ii Reichsbankausweis. — G.- V. Eisenbahn- 


Mittwoch, 
15. September N 


Donnerstag, 
16. September 


Rentenbank, Verein Deutscher Oel- 
Freitag, fabriken, Lüdenscheider Metallwerke 
17. September vorm. Fischer & Basse, Baumwoll- 
spinnerei Mıltweida, Franz Rasquin 

Akt.-Ges. 


Baukausweis New York. — @.-V.: Braun- 
schweigische Akt.-Ges. f. Jute- u. Flachs- 
industiie, Pfälzische Pulverfabriken 
St. Ingbert, Aunener Gussstahlwerk. 


| @.-V.! Akt.-Ges. f. Erwerb von Industrie- 
und Hafengelände Neuhof, Zschipkau- 
Finsterwalder Eisenbahn, Terrain-Akt.- 
Ges. Hohenzollerncanal. 


.- V., Königsberger Kleinbahn, Deutsche 
Gardinenfabrik Plauen, Akt.-Ges. Megge- 
ner Walzwerk. 


G. - V., Sachsenwerk Licht u. Kraft, Halle- 
Hettstedter Eisenbahn, Hildesheim- 
Peiner Kreis-Eisenbahn, Süddeutsche 
Eisenbahn-Ges, Ferdinand Bendix Sne. 


Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — @.-V.: Westfälische Landes- 
eisenbahn, Crefelder Eisenbahn, Wehlau- 
Friedländer Kreisbahn, Ver. Mosaik- 
plattenwerke Fıiedland-Sinzig, Branden- 
burgische Carbid- u. Elektrizitätswerke. 


Sonnabend, 
18. September 


i 


Montag, 
20. September 


Dienstag, 
21. September 


Mittwoch, 
22. September 


Donnerstag, 
23. September 


ee @.-V.: Norddeutsche Sprengstoffwerke. 
| Bankauswe.s New York. — Beichsbank- 
ausweis. — @.-V.: Dynamit-Akt.-Ges. 
vorm. Alfred Nobel Hamburg, Crim- 
mitschauer Maschinenfabrik, Sächsische 
Waggontabrik Werdau, Zeitzer Eisen- 
giesserei und Maschinenbau-Akt.-Ges., 


re Braunschweigische Kohlenbergwerke, 
3 Eichener Walzwerk, Transport- Ges. vorm. 
J. Hevecke, Bredower Zuckerfabrik, 


Zuckerfabrik Kujavien, Terra Akt.-Ges. 
für Samenzuch', Germode-Harzgeroder 
Eisenbahn. — Schluss des Bezugsrechts 
Aktien Presto-Werke Chemnitz. 


Mont @.-V.: Königsberg-Cranzer Eisenbahn, 
nens; Schlesische Textilwerke Methner & 


27. September Frahne, Zuckerfabrik Kruschwitz. 


G.-V.: Porzellanfabrik Lorenz Hutschen- 
reuther, Porzellanfabrik Königszelt, 
Eilenburger Kattunmanufaktur Akt.-Ges., 
Freiherrlich Tuchersche Brauerei, Schuh- 
ſabrik Herz, Ver. Schmirgel- und 
Maschinenfabriken, Osthavelländische 
Kreisbahnen, Paulinenaue-Neuruppiner 
Eisenbahn. 


Dienstag, 
28. September 


y Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
as gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
asser., 
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Ausserdem zu achten auf: 
Abschlüsse Bergwerke und Hütten. 

Verlosungen: 
15. September: 2% Brüsseler 100 Fr. 
(1905), 3%, Crédit foncier Egyptien 
Obl. (1886, 1903, 1911), Freiburger 
10 Fr. (1878), Holländische 15 Gld. 
(1904), 2% Lütticher 100 Fr. (1905), 
4% Pariser 500 Fr. (1865), 5% Suez- 
Kanal 500 Fr. (1868). 16. September: 
Mailänder 10 Lire (1866). 22. Sep- 
tember: Credit foncier de France 2*/,°/, 
Pfdbr. (18955, desg]. 2% u. 3% Komm.- 
Obl. (1892, 1912). 25. September: 
2% Pariser Metr.-Eisenb.-Anl. (1899), 
desgl. 2¾ % (1910). 


weil eben dauernd grosse Summen für die Verschiffung 
gebraucht werden. So sind in der letzten Zeit an manchen 
Tagen fast zwei Millionen Pfund der Bank für Uebersee 
entzogen worden. Die Bank von Ergland kann auch 
nicht restlos die Goldrückflüsse aus dem Verkehr für sich 
oder für Exportzwecke beanspruchen, da auch der Fonds 
für die Currency-Notes bei der starken Zunahme dieser 
Zettel gelegentlich einer Auffüllung bedarf. Trotzdem ist 
die Golddeckung hier, die im März beinah dreiviertel der 
Zirkulation ausmachte, auf unter 50 % zurückgegangen. 


Man findet in der englischen Presse mitunter Vor- 
würfe gegen den englischen Schatzsekretär, dass er nicht 
energischer den Abschluss einer grossen Anleihe in 
Amerika betreibe, die der Kalamität des Wechselkurses 
auf absehbare Zeit ein Ende machen würde. Wie uns 
dünkt, mit Unrecht! Der grosse Finanzagent der eng- 
lischen Regierung in New York, Morgan, hat zweifellos 
mit der Uebernahme des Monopols für die Placierung der 
Vierverbandsaufträge in der amerikanischen Industrie auch 
die Verpflichtung übernommen, in gewaltigem Umfange 
mit seinen Mitteln für die Finanzierung dieser Be- 
stellungen einzutreten, und wenn ihm nun für die 
Beschaffung neuer Mittel die Uebernahme einer englischen 
Milliardenanleihe zugemutet wird, so muss er die Gewissheit 
haben, im amerikanischen Publikum prompte Aufnahme 
der Emission zu finden. Das erscheint aber im höchsten 
Grade fraglich. Denn abgesehen davon, dass der Ameri- 
kaner an sich die Anlage in europäischen Werten nicht 
gewohnt ist, erstreckt sich der Segen der Kriegskonjunktur 
in der Union absolut nicht auf die grosse Menge des 
Volkes. Eine dünne Oberschicht in der Indusirie und 
Bankwelt heimst Millionengewinne ein und einem be- 
schränkten Teile der Arbeiter geht es besser als gewühn- 
lich, während die grosse Masse nichts von der „Kon- 
junktur“ merkt. Es müssten ausserordentliche Bedingungen 
sein, welche die Schuldner stellen, um einen Erfolg zu 
verbürgen, so drückende, dass sie England niemals zu- 
gestehen kann, wenn sein Staatskredit nicht das letzte 
Prestige verlieren soll. Mit einer grossen umfasserden 
Emission wird es daher schwerlich etwas werden, dagegen 
haben die kleineren Transaktionen, von denen ab und zu 
die Rede ist, manche Wahrscheinlichkeit für sich; so auch 
die kürzliche Meldung, dass ein Vorschuss von 60 Mill. 
Dollars bei einer Finanzgruppe durch englische Banken 
gegen Hinterlegung von amerikanischen Eisenbahnwerten 
abgeschlossen worden sei. Hier ist nicht die englische 
Regierung der Kontrahent, und überdies geht alles im 


stillen vor sich, so dass Prestigebedenken wegen der Be- 
dingungen zurücktreten können, Mit diesem Geschäft mag 


die Erholung des Kabeltransferts von seinem niedrigsten 
Stand, ca. 4,48 auf 4,70, zusammenhängen, der allerdings 
bereits wieder eine neue Abschwächung auf 4,63 gefolgt ist. 

Am deutschen Markt entwickeln sich die Verbältnisse 
fast kongruent denjenigen vor dem Aprilguartal. Auch 
damals lag eine Anleibezeichnung vor, deren vielver- 
sprechende Entwicklung auf eine grosse Beanspruchung 
des Marktes von dem Tage der ersten Einzahlungsmög- 
lichkeit andeutete. Erfreulicherweise geben die Vor- 
anmeldungen für die Zeichnung auch heute die Hoffnung 
auf ein bedeutendes Resultat, das den Markt zu früh- 
zeitigen Vorkehrungen für die Einzahlung veranlasst. Im 
Zusammenhang hiermit sind die Geldsätze über das Monats- 
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ende hinaus beträchtlich gestiegen, und auch der Privatsatz, 
der eine längere Anlage umfasst, ist um ca. ½ % in die 
Höhe gegangen. Der Geldbedarf an der Monatswende 
wird naturgemäss durch den gleichzeitigen Quartalswechsel 
noch weiter erhöht, doch spielen die Vierteljahrsansprüche 
heute bei weitem nicht die Rolle wie in Friedenszeiten, 
da viele Regulierungen, die sonst stark ins Gewicht fallen, 
infolge des verstärkten Barverkehrs im Warenhandel heute 
nicht in Betracht kommen, und namentlich für den Grund- 
stücks- und Hypothekenumsatz nur verhältnismässig ge- 
ringfügige Summen beansprucht werden. Im allgemeinen 
wird man damit rechnen köpnen, dass die Einzahlungen 
auf die Anleihe gleich am ersten Tage in sehr grossen 
Summen geleistet werden, da gewaltige Beiräge für diesen 
Zweck angesammelt sind. 


Plutus-Archiv. 
Meue Literatur der Mofksmwirkfebaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen, 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Die Wiedergeburt durch den Krieg. Das wirkliche 
Deutschland. Von Dr. Oskar A. H. Schmitz. Dritte 
Auflage. München 1915. Verlag von Georg Müller. 
Preis geh. 4,— M, geb. 5,50 A, in Ganzleder 16,— M. 

Der Krieg und das Ich. — Die Wiedergeburt durch 


den Krieg. — Die Ethik des Krieges, — Das wirkliche 
Deutschland. — Preussen als Hort des Fortschrittes. — 
Unser Geheimnis. — Deutsche Mannigfalıigkeit und Ein- 


heit. — Der verblassende Weltmachtgedanke. — Deutsche 
statt englischer Art. — Fremdes Gift und deutsches Gegen- 
gift. — Die Wurzel der Ausländerei. — Sprache und 
Nationalgefühl, — Was wird aus dem modernen Menschen. 
— Krieg und Frauenbewegung. — Die neue Geistigkeit. 
— Der Weg zur deutschen Wirklichkeit. — Vom Wesen 
der deutschen Kultur. Die wahie Kultur und der 
„Kulturmensch“. — Randbemerkungen vor dem Kriege. — 
Politische Begabung. — Geist und Macht. — Die Ent- 
wendung als Zeichen der Zeit. — Die Geisiigkeit vor 
dem Kriege. — Der Künstler und die Gesellschaft. — 
Kulturararchismus. — Das Pathos der Revolution. — Das 
unsittliche Mitleid der Friedenszeit. — Was ist deutsche 
Freiheit. — Ideal und Wirtschaft. — Zwischenbemerkung. 
— Das Wesen der Macht. — Sozialistische Denkfebler. — 
Klassenpolitik? — Ist parteilose Jugendſürsorge möglich? 
— Folgen der Verhetzung. — Liberalismus als Herzens- 
sache. Politische Meihaphysik. — Der Weg zur Sach- 
lichkeit. — Friedrich der Grosse und die Staatskunst. 
Kann ein neuzeitlicher Mensch konservativ sein. — Das 
Recht auf gesellschaftlichen Aufstieg. — Der Wert des 
Adels. — Die Herten. — Der gebildete Mensch und die 
Parteipolitik. — Die unsichtbare Partei. — Irrtümer des 
Wahlrechts. Wer ist Volksvertreter“ Wer soll 
Wählen? — Schluss. 
Werkmeister und Privatangestellte 
schaftsleben während des Krieges. 
Deutschen Werkmeister-Verbandes Nr. 28. 


im Wirt- 
Schriften des 
Düsseldorf 


1915. Verlag der Werkmeister- Buchhandlung. Preis 
0,30 M. 
Die neue Kontinentalsperre. Ist Grossbritannien 


wirtschaftlich bedroht? Von Dr. Hermann Levy, a.o. 
Professor in Heidelberg. Berlin 1915. Verlag von 
Julius Springer. Preis 1,— . 

Der junge Friedrich List. Ein schwäbischer Politiker. 
Biographischer Versuch. Von Dr. Karl Goeser. Stutt- 


gart und Berlin 1915. Verlag der Deutschen Verlags- 
anstalt. Preis geh. 4,— M. 

Die Vorbereitung 1789/1815: Herkunft und Jugend- 
jahre. — Das Königreich Friedrichs I. — Das Ministerium 
Wapgenbeim. — Im Kampf um eine württembergische 
Verfassung 1816/18: Staat und Individuum. Nation und 
Menschheit. — Bürgertum und Bürokratie — Der Ver- 
fassungskonflikt. Die Partei der Bürgerfreunde 
Staat und Gemeinde. — Die Selbstverwaltung. — Die 
konstitutionelle Monarchie. — Reaktion in Deutschland: 
Um eine al gemein deutsche Handelspolitik. — Im württem- 
bergischen Landtag. — Der Flüchtling. 

Belgiens Schuld. Zugleich eine Antwort an Professor 
Waxweiler. Von Dr. jur. et phil. Richard Grasshoff. 
Rechtsanwalt am Kammergericht. Berlia 1915. Verlag 
von Georg Reimer. Preis 1,— M. 

Die Nentralilätsfrage. — Die belgische Presse, — Die 
belgischea Greuel. — Die belgische Untersuchungskommis- 
sion. — Die garde civique und de Zivilkleidung der 
belgischen Soldaten. — Der Volkskrieg. — Die belgische 
Regierung und ihre Proklamation. — Die deutsche Krieg- 
führung in Belgien. 

Ein deutsch-österreichisch- ungarischer Zollver- 
band. Von Prof. Dr. Julius Wolf. Vizepräsident des 
mitteleuropäischen Wirtschaftsvereins in Deutschland. 
Leipzig 1915. A. Deicherische Verlagsbuchhandlung. 
Preis 1.— M. 

Deutsche Verbrechen? Wider Joseph Bedier, Les 
crimes allemands d’apıes des temoignages allemands. 
Zugleich eine Antwort aus franzüsischen Dokumenten. 
Von Dr. Max Kuttner. Professor an der Königl. 
Augusta-Schule zu Berlin. Bielefeld und Leipzig 1915. 
Verlag von Velhagen und Klasing. Preis 0,50 %. 

Krieg dem deutschen Handel. Neue Folge. Die 
englischen Massnahmen und Vorschläge zur Verdrängung 
von Deutschlands und Oesterreichs Handel und Industrie. 
Aus dem Englischen übersetzt von Reinhold Anton, 
Herausgegeben und mit einer Einführung veısehen von 
AntonKirchrath, Chefredakteur der „Magdeburgischen 
Zeitung“. Leipzig 1915. Verleg der Otto Gustav 
Zehrfeldschen Verlagsbuchhandlung. Preis 1.— 

Das deutsche Belgien. Beiträge zur Geschichte, Volks- 
wirtschaft und zur deutschen Verwaltung. Heraus- 
gegeben von Otto Kessler. Berlin 1915, Verlag 


von Karl Siegismund. Königl. Sächsischer Hofbuch- 
händler. Preis 3.— c#. 

Das geschichtliche Belgien. — Das wirtschaftliche 
Belgien. — Die deutsche Verwaltung in Belgien. — Ver- 
ordnungen aus dem „Moniteur Belge“. — Verordnungen 
aus dem „Gesetz- und Verordnungsblatt für die okkupierten 
Gebiete Belgien“. — Wirtschaftliche Tätigkeit der deutschen 
Verwaltung. — Statistisches. — Schlussbetrachtungen. — 


Der Krieg und die Öffentliche Meinung. Von 
Dr. Wilhelm Bauer, Privatdozent an der Universität 
Wien. Tübingen 1915. Verlag von I. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). Preis 0,75 A. 

Bedeutet Jdas Ende des Krieges den Anfang einer 
Hochkonjunktur? Von Felix Toerpe, Magdeburg. 
Magdeburg 1915. Verlag Albert Rathke. Preis 1.— M. 

Zur Frage der wirtschaftlichen und zollpolitischen 
Einigung von Deutschland und Oesterreich-Un- 
garn. Von Dr. KarlFreiherrvon Stengel, Professor 
der Rechte an der Universität München. München 1915. 
Verlag von Georg D. W.Callwey. Preis geh. 0,75 M. 

Der Paragraph elf des Frankfurter Friedens. Von 
A. Sartorius Freiherrn von Waltershausen. 
Jena 1915. Verlag von Gustav Fischer. Preis 1,20 M. 


Die gemeindliche Krlegshilfe im grossstädtischen 
Bodenkredit. Von Dr. rer. pol. Leiske, Berlin 1915. 
J. Guttentagsche Verlagsbuchhandlung G. m. b H. Preis 
1.50 . 

Die Einführung. — Die Tatsachen der gemeindlichen 
Kriegshilfe im grossstädtischen Bodenkredit. — Die Ver- 
mittlung im Hypothekenverkehr. — Die Einigung im Hy- 
pothekenverkehr. — Die Beleihung von Hypothekenwerten. 
— Die Bewilligung von Hilfskapitalien. — Rückblick und 
Ausblick. 

Der deutsche Krieg und der Katholizismus. Deutsche 
Abwehr französischer Angriffe. — Herausgegeben von 
Deutschen Katholiken. Berlin 1915. Verlag und Druck 
der Germania, A.-G, für Verlag und Druckerei. Preis 
3.— M. 

A. Denkschrift deutscher Katholiken gegen das fran- 
zösische Buch: La Guerre allemande et le Catholicisme. 
— B.Die falschen Anklagen französischer Katholiken gegen 
Deutschland — Der Ausbruch des Krieges. — Die Ver- 
letzung der belgischen Neuiralität. — Die Art der Krieg- 
führung. — Der angebliche deutsche Kriegsbegriff. — Die 
angebliche deutsche „Kultur“. — Frankreich und die ka- 
tholische Kirche. — Der Ausgang des Krieges und der 
Katholizismus. — Schluss. 

Die christliche Weltmission im Weltkrieg. Von 
Universitätsprofessor Dr. Schmidlein. M.-Gladbach 
1915. Volksvereins-Verlag. Preis 1,20 A. 

Zur Einführung. — Allgemeine Kriegsfolgen für die 
Mission. — Die heimatlichen Missionsveravstaltungen der 
Christenbeit. — Kriegsleiden der deutschen Missionen. 
— Das Kriegslos der nichtdeutschen Missionen. — Das 
protestantische Missionswesen im Kriege. — Ausblicke und 
Aufgaben für die Zukunft. — Akltenstücke. 
Internationale Rundschau, Erscheint monatlich I—2 

mal. Zürich 1915. 1. Jahrgang. Juni erstes Heft. 
Art. Institut Orell Füssli Verlag. Preis für das Heft 
60 Cts. — 50 Pfg. — 60 H. 


Zur Einführung. — Die Vorgeschichte unserer Zeit- 
schrift. — Der Beruf der Neutralen. Von Prof. Dr. H. 
Lammasch. — Die Psychologie der Aussage. Von 


Dr. Lucy Hoesch-Ernst. — Wie Gerüchte entstehen, 
Der Weg zum Frieden. Eine ungedruckte Rede Ramsay 
Macdonalds. Von Vernon Lee, — Parlament und aus- 
wärtige Politik, Von Arthur Ponsonby. — Unabhängige 
Zeitungsstimmen. Von Felix Beran. — Dokumente der 
Menschlichkeit. Von Dr. Otto Vollenweider. — Oeko- 
nomische Rundschau. Von Prof. Dr. S. Feilbogen. 
Vaterland und Sozialdemokratie. Von L. Radlof. 
München und Leipzig 1915. Verlag von Duncker und 
Humblot. Preis 1,50 . 
Vom kommunistischen Manifest bis zum Erfurter 
Programm. — Die Alten und die Jungen um 1890. — Der 
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Hannoversche Parteitag. — Die Abrechnung in Dresden. 
— Das „militaristische“ Deutschland. — Kolonialpolitisches. 
— Der politische Massenstreick. — Sozialdemokratie und 
Gewerkschaftsbewegung. — Der Traum vom Endziel. — 
Vaterland und Sozialdemokratie. — 

Wesen und Aussichten des bürgerlichen Radi- 


kalismus. Von Eduard Bernstein. — Schriften des 
Sozialwissenschaftlichen Akademischen Vereins in 
Czernowitz. München und Leipzig 1915. Verlag von 


Duncker und Humblot. Preis 1.— A. y 
Effekten und Verkehr in Effekten. Von Dr. Hans 
Hanisch, Professor der kaufmännischen Wirtschafts- 
lehre an der Handelshochschule München und Dr. W. 
Prion, hauptamtlichem Dozenten der Handelswissen- 
schaften au der Handelshochschule Berlin. — Heft I der 
Anschauungsstoffe aus dem Gebiet der kaufmännischen 
Wirtschaft. Leipzig 1915. Verlag von G, A. Gloeckner. 
Preis kart. 2,25 M. 
Zur Einführung. — Beispiele von Effekten und Anhang 
dazu. — Beispiele aus der Emissionspraxis. — Effektenhandel. 
— Plätze der Kursmakler an der Berliner Fondsbörse. 


Gesetz, betreffend die gemeinsamen Rechte der 
Besitzer von Schuldverschreibungen. Vom 4. 
Dezember 1899, In der Fassung des Gesetzes vom 
14. Mai 1914. Textausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregister. — Von Dr. Heinrich Göppert, Unter- 
staatssekretär. Zweite Auflage, bearbeitet von Dr. Ernst 
Trendelenburg, Amtsrichter. Berlin 1915. J. Gutten- 
tagsche Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. Preis 1,80 WM. 

Verzeichnis der Abkürzungen in den Anmerkungen. 
— Einleitung. — Gesetz, betreffend die gemeinsamen Rechte 
der Besitzer von Schuldverschreibungen. — Der Verband 
der Schuldverschreibungsbesitzer. — Auflösung des Ver- 
bandes. — Berufung der Gläubigerversammlung. — Ab- 
haltung der Gläubigerversammlung. — Verzicht auf Gläu- 
bigerrechte. — Die Vertreter der Gläubiger. — Konkurs des 

Schuldners, — Beschränkung der Vertragsfreiheit, — Straf- 

vorschriften. — Schuldverschreibungen von juristischen 

Personen des öffentlichen Rechtes. — Schuldverschreibungen 

von Eisenbahnen. — Inkrafttreten des Gesetzes. Anwend- 

barkeit auf vorher ausgegebene Schuldverschreibungen, — 

Sachregister. 

Der heillge Hass. Von Richard Voss. Berlin und 
Wien 1915. Verlag von Ullstein & Co. Preis 3 . 
Das grosse Feuer. Roman von Richard Skowronnek. 
Berlin und Wien 1915. Verlag von Ullstein & Co. 


Preis 1 M. 
Der Wirtschaftskrieg. Von Dr. C. A. Verrijn 
Stuart, ord. Professor der Nationalökonomie und 


Statistik an der Reichsuniversität zu Groningen. Auto- 
risierte Uebersetzung aus dem Nielerläudischen von 
Hortense Bülbring-Kann. 14. Heft der Deutschen 
Kriegsschriften. Bonn 1915. Verlax A. Marcus & E. 
Weber (Dr. jur. Albert Ahn). Preis 0,80 W. 


von Tirpitz und das deutsche Seekriegsrecht. 
Von Dr. Hans Wehberg, Gerichtsassessor in Düsseldorf. 
Deutsche Kriegsschriften Heft 15. Bonn 1915. A. 
Marcus und E. Webers Verlag (Dr. jur. Albert Ahn). 
Preis 0,80 A. 

Die Aufgabe. — Die Traditionen des deutschen See- 
kriegsrechts. — Die Handhabung des Konterbanderechts 
durch Deutschland. — Das Seebeuterecht und der Unter- 
seebootskrieg.— Das Blockade-und Minenrecht.—Die ameri- 


kanischen Waffenlieferungen. — Deutschland als Vor- 
kämpfer eines einheitlichen Seekriegsrechts. 
England und Japan seit Schimonoseki. Von 


Justus Hashagen. Kriegshefte aus dem Industrie- 
bezirk Nr, 6. Essen 1915. G. D. Baedeker, Verlags- 
buchhandlung. Preis 0,80 . 
Anfänge der englisch-japanischen Annäheruug 1895 
bis 1902.— England und derrussisch-japanische Krieg 1904. 
bis 1915. — Lockerung der englisch-japanischen Beziehungen 
1905—1914. — Englisch-japanisches Kriegsbündris und 
ostasiatische Krise 1914/1915. — Ausblick, — Beilagen. 
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Generalversammlungen. 
(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 
termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 
Generalversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


Aachen-Leipziger Versicherungs-A.-G., Aachen, 
28. 9, —, 3. 9. e A-G. Gaswerk Giebichenstein, 
Bremen, 17. 9., 14. 9, 30. 8 e A-G. Meggener 
Walzwerk, Meggen i. W., 21. 9., 14. 9., 26. 3. e 
A.-G. Neusser Hütte, Neuss, 25. 9., —, 1. 9. e A.-G. 
Osthavelländische Kreisbahnen, Nauen, 28. 9., 25. 9., 
6. 9. e A.-G. der Schiltigheimer Eisenbahn, Schil- 
tigheim, 29. 9., 22. 9., 30. 8. e A.-G. für Erwerb 
und Verwertung von Industrie- und Hafen-Geländen 
zu Neuhof, Berlin, 20. 9, —, 24. 8. e A.-G. für 
Fuhrwesen, Leipzig, 24. 90, —, 23. 8 % A.-G. für 
Lederfabrikationn, München, 28. 9, —, 7. 9. 
ə Actien-Malzfabrik „Goldene Aue‘, Rossleben 
As U el NT Op Aeiker- eNe 
fabrik Landsberg, Landsberg (Meiseb.), 28. 9., 
27. 9, 8. 9. e Actienspritfabrik Geldern, Geldern, 
27. 9, —, 6. 9. e Actien-Stärkefabrik Calvörde, 
Calvörde, 28. 0., —, 8. 9. e Actien-Zuckerfabrik 
Bauerwitz, Bauerwitz, I. 10., 27. 9., 4. 9. è Actien- 
Zuckerfabrik Gräben, Gräben bei Striegau, 20. 0., 
16. 9., 24. 8. e Actienzuckerfabrik Rautheim, Raut- 
heim, 23. 9., —, 2. 9. e Actien-Zuckerfabrik Zduny, 
Zduny, 29. 9., 25. 9., 1. 9. e Adelsheimer Electrici- 
täts-Werk A.-G., Adelsheim, 20. 9., 17. 9., 30. 8. e 
Automobil-Fuhrwesen Kandelhardt A.-G., Berlin, 
(aloe 210 28 

Bahnamtliches Rollfuhrunternehmen A.-G., Ham- 
burg, 25. 9., 24. 9., 4. 9. a Bau-A.-G. Brühl, Leipzig, 
5. 10., 1. 10., 9. 9. e Baumwollspinnerei Mittweida, 
Mittweida, 17. 9., —, 30. 8. e Bauterrain-A.-G. i. L., 
Ludwigshafen a. Rh., 22. 9., 20. 9., 6. 9. e Ferdinand 
Bendix Söhne A.-G. für Holzbearbeitung, Lands- 
berg a. W., 22. 0., —, 2. 9. e Bergbau- und Hütten- 
A.-G. Friedrichshütte, Siegen, 2. 10., 28. 9., 2. 9. æ 
Bergschloss-Actien-Brauerei „Magdeburg“, Magde- 
burg, 28. 9., 25. 9., 4. 9. e Biclefelder A.-G. für 
Grundstücksveriwertung, Bielefeld, 29. 0., 26. 0. 
31.8. e Bleistift-Fabrik vormals Johann Faber A.-G., 
Nürnberg, 29. 9., 23. G., 28. 8. e Blohm & Voss, 
Kommanditgesellschaft auf Actien, Hamburg-Stein- 
wärder, 16. 9., 14. 9., 30. 8. e Brandenburgische 
Carbid- und Electricitätswerke A.-G., Berlin, 23. 9., 
19. 9, 28. 8. e Braunkohlen-Industrie-A.-G. Zu- 
kunft, Cöln, 29. 9., 25. 9.. 30. 8. ə Braunschweig- 
Schöninger Eisenbahn-A.-G., Braunschweig, 29. 0., 
—, 6. 9. e Braunschweigische Kohlen-Bergwerke, 
Berlin, 25. 9., 22. 9, 30. 8. e Bredower Zucker- 
fabrik A.-G., Stettin-Bredow, 25. 0., 22. 0., 6. 0. è 
F. W. Busch A.-G., Lüdenscheid, 29. 9., 24. 9., 4. 9. 

Cheviot- u. Lodenfabrik Schwaig, A.-G., Schwaig 
b. Erding, 15. 9., 11. 9., 4. 9. e Consumverein Zum 
Baum, Grossenhain, 18. 9., —, 6. 9. e Continentale 
Isola-Werke A.-G., Birkesdorf b. Düren, 28. 9, —, 
6. 9. e Crefelder Eisenbahn-Gesellschaft, Crefeld, 
23. 9., 19. 9., 25. 8. e Crimmitschauer Maschinen- 
fabrik, Crimmitschau, 25. 9, —, 7 

Delmenhorster Gasanstalt A.-G., Bremen, 27. 9., 
24. 9, 7. 9. e Deutsch-Argentinische Zucker-Plan- 
tagen-A.-G. Cruz Alta, Hamburg, 30. 9., 29. 9., 
0. 9. ə Deutsche Grube bei Bitterfeld, Bauermeister 
Sanne C Haller an is 23 0R me, 23. 8. „ 
Deutsche Seefischhandels-A- G., Hamburg, 30. 9., 
26. 9., 6. 9. e Deutsche Treuhandgesellschaft für 
Brandschadenregelung A.-G., Dresden, 18. 9. —, 
28. 8. e Dissener Volksbank, Dissen, 9. 9., —, 27. 8. 
e Dresdner Schnellpressen-Fabrik, A.-G., Dresden-A., 
28. 9., 24. 9., 4. 9. e Dynamit-A.-G. vormals Alfred 
Nobel & Co. Hamburg, Hamburg, 25. 9., —, 9. 9. 

Eichener Walzwerk und Verzinkerei, A.-G., 
Siegen, 25. 9., 22. 0., 30. 8. „ Eilenburger Kattun- 
Manufactur A.-G., Halle a. S., 28. 9., 27. 9., 31. 8. 
e Eisenbahngesellschaft Greifswald-Grimmen, Greifs- 
wald-Grimmen, 29. 9,, 25. 9, 2. 9. e Eisenbahn- 
gesellschaft Stralsund-Tribsees, Stralsund, 30. 9., —, 
2. 0, e Eisenhüttenwerk Marienhütte bei Kotzenau 


A.-G. vorm. Schlittgen & Haase, Mallmitz, 29. 9., 
25. 0., 27. 8. e Eisenwarenfabrik Chätel-St. Germain 
(vormals Cannepin) A.-G., Chätel-St. Germain, 23. 9., 
20. 9., 2. 9. Eisenwerk Fraulautern A.-G., Koblenz, 
25. 9., —, 6. 9. ə Eiserfelder Hütte A.-G., Eiserfeld, 
28. 9., 21. 9., 2. 9. e Elmshorn-Barmstedt-Oldesloer 
Eisenbahn-A.-G., Elmshorn, 27. 9., 24. 0., 31. 8. e 
Ems-Lots-Gesellschaft, Emden, 25. 9., 24. 9., 6. 9. 
e Erfurter Mechanische Schuhfabrik A.-G., Strass- 
burg i. Els., 15. 0., 11. 9., 30. 8. e Erzgebirgische 
Holzindustrie A.-G., Brand-Erbisdorf, 28. 9., —, 9.9. 

Fabrik für Gummilösung A.-G. vormals Otto 
Kurth, Frankfurt a. M., 25. 9., 23. 9., 6. 9. e Farb- 
werke Franz Rasquin A.-G., Cöln, 17. 9, 14. 9. 
30. 8. e Farge-Vegesacker Eisenbahn-Gesellschaft, 
Blumenthal-Hannover, 29. 9., 26. 9., 6. 9. e Flens- 
burger Schiffsbau-Gesellschaft, Flensburg, 29. 9., 
25. 9, 8. 9. e Frankfurter Gasgesellschaft, Frank- 
furt a. M., 29. 9., 25. 9., 8. 9. e Freiherrlich von 
Tucher’sche Brauerei A.-G., Nürnberg, 28. 9., 24. 9., 
28. 8. 

Gaswerk Erbisdorf A.-G., Bremen, 29. 9., 25. 9., 
6. 9. e Gaswerk. Neu- Petershain und Neu- Welzow 
A.-G., Bremen, 29. 9., 25. 9, 6. 9. e Gaswerke 
Salbke A.-G.. Magdeburg, 27. O 24. 9, 8. 9. „% 
Gaswerk Schmalkalden A.-G., Bremen, 22. 9., 18. 9., 
27.8. e Gaswerk Stolzenau A.-G., Stolzenau, 5. 10., 
2. 10, 6. 9. e Gebrüder Sulzer A.-G., Ludwigs- 
hafen a, Rhein, 24. 9., 20. 9., 7. 9. e Genthiner Klem- 
bahn A.-G., Genthin, 27. 9., —, 6. 9. e Gernrode- 
Harzgeroder Eisenbahn- Gesellschaft, Alexisbad, 
25. 9., 23. 9., 31. 8. Gesellschaft für Wasserver- 
sorgung und Abwässerbeseitigung A.-G., Leipzig, 
24. 9., , 18. 8. „ Gevelsberger Herd- und Ofen- 
fabrik W. Krefft A.-G., Gevelsberg, 30. 9., 25. 9., 
8. 9. e Gilbacher Zuckerfabrik A.-G., Cöln a. Rhein, 
Don. OR Elnekstaditergptüscherenga 
Glückstadt, 25. 9., 23. 9., 2. 9. e Guhrauer Stärke- 
fabrik zu Nechlau A.-G., Gubrau, 25. 9., 21. 9., 
29} 

Halle-Hettstedter Eisenbahn-Gesellschaft, Halle 
a. d. Saale, 22. 9., 21. 9., 19. 8. Hallesche Malz- 
fabrik Reinicke & Co. A.-G., Halle a. S., 22. 9. 
20. 9., 2. 9. e Hamburg- Cuxhavener Fischdampfer- 
eee Hamburg, e , 2 9, 8. 9. 
e Hanauer Strassenbahn A.-G., Hanau, 27. 9., 25. 0., 
6. 9. ə Handels- u. Depositenbank A.-G. vormals 
Ch. Spies & Cie., Zabern, 23. 9., —, 6. 9. e Hessische 
Eisenbahn-A.-G. Darmstadt, Darmstadt, 22. 9, —, 
27. 8. „ IIildebrandsche Mühlenwerke Act.-Ges., 
Halle a. S., 25. 9., 21. 9, 6. 9. e Hildesheim- 
Peiner Kreis-Eisenbahn-Gesellschaft, Hildesheim, 
22. 9, —, 20. 8. „ Hochseefischerei J. Witting. 
A.-G., Bremerhaven, 18. 9., 14. 9., 30. 8. e Hotel 
Reichshof A.-G., Hamburg, 30. 9., 29. 9., 31. 8. 
e Hotel zum König von England vormals Gerbaulet 
A.-G., Münster ij. W., 30. 0. —, 9. 9. e Hoyaer 
Eisenbahn, Hoya, 25. 9., 23. 9., 2. 9. e Humboldt- 
mühle A.-G., Berlin, 2. 10., 29. 9., 8. 9. 

Jute-Spinnerei und Weberei Cassel, Cassel, 27. 9., 
e e 

Kammgarnspinnerei Gautzsch, 20. 9., — 6. 9. 
e Kerkerbachbahn A.-G., Limburg a. d. Lahn, 30. 9., 
26. 9, 8. 9. „ Kleinbahn-A.-G. Bismark-Garde- 
legen-Wittingen, Calbe a. M., 23. 9.. 19. 9., 31. 8. 
„ Kleinbahn-A.-G. Kiel-Segeberg, Kiel, 29.9., 20. 0., 
6. 9. „ Kleinbahn-A.-G. Kiel-Schönberg, Kiel, 29. 9., 
26. 9, 4. 9. e Kleinbahn-A.-G. Tharau-Creuzburg, 
Königsberg i. Pr., 28 9., —, 2.0. e Kleinbahngesellschaft 
Anklam-Lassau, Greifswald, 25. 9., 24. 9., 31. 8. e 
Kleinbahngesellschaft Greifswald-Jarmen, Greifswald, 
25. 9, — 31. 8. e Kleinbahngesellschaft Greifs- 
wald- Wolgast, Greifswald, 25. 9., — 31. 8. e Klein- 
bahn Heudeber-Mattierzoll, Halberstadt, 29. 9., 20. 9., 
6. 0. e Kölnische Boden-A.-G., Köln a. Rhein, 25.9., 


23.9., 31.8. e Königsberg-Cranzer Eisenbahn-Gesell- 
schaft, Berlin, 27. 9., 23. 9., 28. 8. e Königsberger 
Kleinbahn Act.-Ges., Königsberg 15. Pr 2199, 418795 


20. 8. e Kunstmühle Bobingen, Augsburg, 28. 0. 
+, 4. 9, e Nunstmühle Tivoli, München, 28. 0., 
—, 2. 9. 

Ländlicher Vorschuss-Verein, Meissen, 18. 9., 


—, 8. 9. e Liegnitz-Rawitscher Eisenbahn-Gesell- 
schaft, Rawitsch, 23. 9., 19. 9., 25. 8. e Lucken- 
walder Tuch- u. Buckskin-Fabrik A.-G. C. F. Boe- 
nicke, Luckenwalde, 25. 0, —, 31. 8. e Lüden- 
scheider Metallwerke A.-G. vormals Julius Fischer 
& Basse, Lüdenscheid, 17. 9., 13. 9, 27. 8. 
Maschinenbau-Gesellschaft Heilbronn, Heilbronn, 
22. 9., 18. 9., 4. 9. e Mechanische Leinenspinnerei 
und Weberei A.- G., Memmingen, 20. 9., —, 30. 8. 
e Mechanische Segeltuchweberei Wildenfels i. Sa. 
X.-G., Wildenfels, 11. 10., —, 23. 8. e Mechanische 
Weberei Ravensberg A- G7 Schildesche, 30. 9., 
26. 9., 9. 9. e Minden- Hildesheimer Gummiwaren- 
Fabriken Gebr. Wetzell A.-G., Hildesheim, 10. 9., 
14. 9, 1. 9. e Münchener Trambahn-Actien-Ge- 
sellschaft i. Liqu., München, 29. 9., 25. 9, 7. 9. 
Nationalbrauerei A.-G., Duisburg, 24. 9., 20. 9., 
1. 9. e Nauendorf-Gerlebogher Eisenbahn-Gesell- 
schaft, Berlin, 29. 9., 25. 0., 18. 8. e Neu-Döberitz 
Schwimmbad A.-G., Neu-Döberitz, 14. 0., —, 6. 9. 
oe Neubaldensleber Eisenbahn, Neuhaldensleben, 
29. 9., 25. 9., 6. 9. Neustadt-Gogoliner Eisenbahn, 
Neustadt O.-S., 22. 9., 16. 9., 26. 8. e Niedersäch- 
sische Landesbank A- eu Bodenwerder, 24,020 
30. 8. e Norddeutsche Sprengstoff-Werke Aue 
Hamburg, 24. 9., 16. 9., 28. 8. e Nord und Süd, All- 
gemeine Versicherungs-Bank A.-G., Berlin, 30. 9., 
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Oberlausitzer Zuckerfabrik A.-G., Löbau Sa,, 
16. 9., —, 1. 9. e Oschersleben-Schöninger Eisen- 
bahn-Gesellschaft, Oschersleben, 23. 9., —, 30. 8. „ 
Ostertag-Werke, Vereinigte Geldschrankfabriken 
A. G Aalen, 28. 9, — 0. 9. 

Patria Kranken- und Sterbegeld-Versicherungs- 
Bank A.-G. i. Liqu., Berlin, 30. 9, —, 4. 9. è 
Paulinenaue-Neuruppiner Eisenbahn, Neuruppin, 
28. 9., 24. 9., 3. 0. e Pfälzische Pulverfabriken A.-G., 
St. Ingbert, 18. 9., 11. 9., 27. 8. % „Pin nau, A.-G. 
für Mühlenbetrieb, Königsberg i. Pr., 30. 9., 27. 9., 
30. 8. % Pommersche Papierfabrik Hohenkrug, 
Stettin, 25. 9, 22. 9. 28. 8. % Porzellanfabrik 
Lorenz Hutschenreuther A.-G., Berlin, 28. 9., 23. 9., 
4. 9. e Porzellanfabrik Königszelt, Berlin, 28. 9., 
24. 9., 6.9. e A. Prang, Dampf- und Wassermühlen- 
werke A.-G., Gumbinnen, 15. 9., 12. 9., 28. 8 

Ramesohl & Schmidt A.-G., Bielefeld, 21. 9., 
16. 9., 27. 8. Reinickendorf-Liebenwalder-Gross- 
Schoenebecker Eisenbahn-A.-G., Berlin, 29. 9., 27. 0., 
6. 9. e Moritz Ribbert A.-G., Hagen i. W., 2. 10., 
27. 9., 2. 9. e Rinteln-Stadthagener Eisenbahn-Ge- 
sellschaft, Rinteln, 30. 9., —, 4. 9, e Rixdorf-Mitten- 
walder Eisenbahn-Gesellschaft, Berlin, 25. 9., 21. 0., 
9. 9. „ Robschützer Papierfabrik, Meissen, 27. 9., 
—, 9. 9. e Rommel, Weiss & Cie, A.-G., Cöln 
a. Rhein, 29. 9., 25. 9., J. 9. e Rügensche Klein- 
bahnen-A.-G., Bergen a. Rügen, 23. 9., 19. 9., 23. 8. 
e Ruhrwerke A.-G., Arnsberg i. Westf., 25. 9., 23. 9., 
ae s) 

Sachsenwerk Licht- und Kraft-A.-G., Dresden-A., 
22. 9., 18. 9., 30. 8. „ Sächsische Holzindustrie- 
Gesellschaft, Dresden, 23. 0., —, 6. 9. e Sächsische 
Waggonfabrik Werdau A.-G., Werdau, 25. 9., 21. 0., 
6. 9. e Société immobilière St. Joseph A.-G., Metz, 
19. 9., — 18. 8. e Spar- und Vorschuss-Verein A.-G., 
Gross-Linden, 16. 9., —, 31. 8. e Spinnerei Schou- 
bart A.-G., Strassburg i. Els., 25. 9.. 21. 9., 25. 8. 
e Süddeutsche Drahtindustrie A.-G, Mannheim, 
AO 2297,40. 9: 

Scharfensteiner Baumwollspinnerei vormals Fied- 
ler & Lechla, Scharfenstein i. Els., 22. 9.,-19. 9, 
30. 8. Schlesische Textilwerke Methner & F rahne 


A.-G., Landeshut, 27. 9., 23. 9., 2. 9. e Schuhfabrik 
Herz A.-G., Frankfurt a. M., 28. 9., 23. 9., 27. 8. 
Stahlwerke Richard Lindenberg A.-G., Rem- 
scheid, 30. 9., 27. 9., 27. 8. e Stendal-Tangermünder 
Eisenbahn- Gesellschaft, Tangermünde, 22. 9, —, 
26. 8. e Stickstoffwerke A.-G., Cöln a. Rhein, 25. 0., 
21. 0, 23. 8. „ Stolberger A.-G. für feuerfeste 
Produkte (vormals Rud. Keller), Aachen, 25. 9., 
21. 9., 28. 8. e Strassburger Strassenbahn-Gesell- 
schaft, Strassburg i. E., 28. ., 25. 9., 4. 9. e Dr. 
Strassmann A.-G., Chemische u. Nährmittel-Fabrik, 
Berlin, 15. 9., 11. 9., 27. 8. e Strausberger Eisen- 
bahn-A.-G., Strausberg-Stadt, 30. 9., 26. 9., 1. 9,, 
Terra A.-G. für Samenzucht, Aschersleben, 25. 9., 
22. 9, 8. 9. e Theaterbau-A.-G., Stuttgart, 25. 9., 
21. 9, 1..9. e Thorner Holzhafen-A.-G., Thorn, 
25. 9, 21. 9., 1. 9. e Thüringer Bleiweissfabriken 
A.-G. vormals Anton Greiner Wittwe und Max 
Bucholz & Cio., Oberilm i. Th., 25. 9,, 22. 9., 21. 8. 
e Thüringer Malzfabrik Langensalza A.-G., Langen- 
salza, 25. 9., 21. 9., 7. 9. e Friedrich Topel A.-G., 
Triptis, 6. 10., 2. 10, 1. 9. e Transport-A.-G. 
(vormals J. Hevecke), Hamburg, 25. 0., 24. 9., 
4. 9. e Treu-Bank A.-G. i. L., Gotha, 29. 9., —, 
6. 9. e Trusebahn-A.-G. Wernshausen-Herges-Vogtei, 
Schmalkalden, 27. 9., 23. 9., 13. 8. e Tuchfabrik 
Borrsch, eee e 00225 e e 
Vereinigte Eisenhütten- und Maschinenbau-A.-G., 
Barmen, 25. 9., 20. 0., 25. 8. e Vereinigte Feilen- 
fabriken Berlin-Magdeburg A.-G., Berlin, 11. 9, — 
30. 8. e Vereinigte Lothringer Licht- und Wasser- 
werke A.-G., Bremen, 30. 9., 27. 9., 8. 9. Ver- 
einigte Mosaikplattenwerke Friedland-Sinzig A.-G., 
Rostock i.. M., 23. 9., 19. 9, 28. 8. e Vereinigte 
Pinsel-Fabriken, Nürnberg, 29. 9., 26. 9, 8. 9. „ 
Vereinigte Schmirgel- und Maschinenfabriken A.-G. 
vormals S. Oppenheim & Co. und Schlesinger & Co,, 
Hannover-Hainholz, 28. 9., 24. 9., 26. 8. e Ver- 
einigte Stahlwerke van der Zypen und Wissener 
Eisenhütten-A.-G., Cöln, 20. 10., 14. 10. 18. 8. e 
Verlagsanstalt vorm. G. J. Manz Buch- und Kunst- 
druckerei A.-G., Regensburg, 28. 9., 24. ., 6. 9. 
e Vogtländische Spitzenweberei A.-G., Plauen, 
29. 9., 25. 9., 7. 9. e Vorwohle-Emmenthaler Eisen- 
bahn-Gesellschaft, Hannover, 29. 9., 25. 9, 19. 8. 
Wapnoer Gypsbergwerke A.-G., Bromberg, 
21. 9, —, 2.9. e Wasserwerk Schweinheim A.-G., 
Aschaffenburg, 27. 0., 24. 9., 4. 9. e Joseph Weier- 
mann, Schuhwarenfabrik A.-G., Bamberg, 21. 9,, 
18. 9., 31. 8. e Wehlau-l’riedländer Kreisbahn-A.-G., 
Königsberg i. Pr., 23. 9., 20. 9., 26. 8. e West- 
deutsche Zigarettenfabrik Theodor Oldenkott A.-G., 
Ahaus 25 An ‚6. 9. e Westdeutsches Eisenwerk 
A.-G., Kray, 2. 10., 24. 9., 8. 9. e Westfälische Lan- 
des-Eisenbahn-Gesellschaft, Lippstadt, 23. 9, —, 
23. 8. e Westfälische Metallindustrie A.-G., Lipp- 
stadt i. Westf., 2. 10., —, 6. 9. e Westpfälzische 
Verlagsdruckerei A.-G., St. Ingbert, 15. 0., —, 28.8. 
è Weyersberg, Kirschbaum & Cie, A.-G. für Waffen 
& Fahrradteile, Solingen, 30. 9., 22. 9., 6. 9. e Wil- 
helmshütte in Saalfeld a. Saale, A.-G., Gotha, 21.9., 
—, 4. 9. e A, & W. Willmann A.-G., Sagan, 27. 9., 
—, 4. 9. e Wilhelm Heinrichswerk vorm. Wilh. 
Heinr. Grilo A.-G., Düsseldorf, 30. 9., 27. 9., 7. 9. 
Zeitzer Eisengiesserei und Maschinenbau-A.-G,, 
Zeitz, 25. 9., 22. 9., 25. 8. e Zschipkau-linsterwalder 
Eisenbahn-Gesellschaft, Finsterwalde, 20. 9, —, 
24.8. ø Zuckerfabrik Alt-Jauer, Alt-Jauer, 27. 9., — 
3. 9. e Zuckerfabrik Jülich Alex Schoeller & Co., 
A.-G., Düren, 13. 9., 9. 9., 28. 8. Zuckerfabrik 
Kosten, Kosten, 28. 9, —, 20. 8. e Zuckerfabrik 
Kruschwitz, Kruschwitz, 27. 0., —, 1. 9. e Zucker- 
fabrik Kujavien, Hohensalza, 25. 9, —, 28. 8. è 
Zuckerfabrik Melno, Melno, 17. 9., f 
Zuckerfabrik Opalenitza A.-G., Opalenitza, 25. 9., 
24. 9., 24. 8. e Zwirnerei & Nähfadenfabrik Kirch- 
berg A.-G. vorm. Carl Hetzer & Sohn, Plauen i. V., 
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